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Editorial 
 

Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen,  

 

der Sommer naht und damit auch die zweite 
Ausgabe der MHR – gut gefüllt mit Lesestoff 
aus den verschiedensten Bereichen.  

Es wird zum einen historisch mit einem wei-
teren Aufsatz über die Person „Hindenburg“, 
in Anknüpfung an den Aufsatz unserer Kolle-
gin Ulrike Weintraud im letzten Heft.  

Es wird daneben musikalisch: Unser Kollege 
Volker Öhlrich berichtet in einem schön be-
bilderten Aufsatz über das letzte Konzert des 
Hamburger Juristenorchesters und Justiz-
chors.  

Es wird aber natürlich auch ganz aktuell: Ein 
Aufsatz zum Thema „Besoldung“ und ein Be-
richt über eine Klage gegen die Kostendämp-
fungspauschale sind nur zwei der Themen 
aus dieser Rubrik.  

Daneben widmet sich diese Ausgabe erneut 
dem Thema „elektronische Akte“ und „elekt-
ronischer Rechtsverkehr“. Viele Kolleginnen 
und Kollegen fragen sich sicher, wann und 
auf welche Art und Weise die elektronische 
Akte Einzug halten soll. Antworten hierzu fin-
den Sie in diesem Heft.  

Schließlich setzt dieses Heft auch die be-
gonnene Aufsatzreihe von Herrn Kopp zu 
Versorgungsansprüchen fort.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, vielleicht tut 
sich ja auch bei Ihnen das allseits zitierte 
Sommerloch auf und verlangt danach, gefüllt 
zu werden. Vielleicht füllen Sie dieses Jahr 
einmal Ihr Sommerloch mit einem Beitrag für 
die MHR – jedes Thema ist willkommen. 

Eine schöne Sommerzeit wünscht Ihnen 

 

Ihr Tim Lanzius 

 

 
RiAG Dr. Tim Lanzius 
AG Hamburg-St. Geog, Abt. 912 
Tel.: 040/ 42843 7302 
E-Mail: Tim.Lanzius@ag.justiz.hamburg.de 
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Die Justiz im Spannungsfeld  

zwischen Rechtsschutz-

garantie, Erledigungsdruck  

und Alimentationsmisere 
 

Prof. Dr. Fabian Wittreck, Münster 

Der Verfasser ist Professor für Öffentliches 
Recht an der Rechtswissenschaftlichen Fa-
kultät der WWU Münster 

 
I. Funktionen und Leistungen des Redens 

über „Dritte Gewalt und Geld“ 

 1. Makroebene: Ausstattung der Justiz 
2. Mikroebene: Besoldung der Justiz-

angehörigen 
3. Mesoebene: Erledigungsvorgaben 

als Resultante der Ausstattung? 

II. Verfassungsrechtliche Vorgaben für den 
Finanzrahmen der Dritten Gewalt 

1. Funktionsadäquate Ressourcenga-
rantie für die Justiz? 

2. Amtsadäquate Besoldungsgarantie 
für die Justizangehörigen? 

3. Rechtsschutzadäquate Erledigungs-
garantie für die Rechtssuchenden? 

III. Insbesondere: Ausstattung und Erledi-
gungszahlen 

1. Richten nach Recht: Steuerung der 
Rechtsprechung durch Parlaments-
gesetz 

2. Richten nach Richtern: Steuerung 
der Rechtsprechung durch die Aus-
stattung 

3. Richten nach Zahlen? Materielle 
(Fein)Steuerung durch rein formelle 
Gesetze? 

IV. Schluss: „Dritte Gewalt und Geld“ als  
Paradigma für die Scheidung von Recht 
und Moral 

 

I.  Funktionen und Leistungen des Re-
dens über „Dritte Gewalt und Geld“ 

Wenn in diesen Tagen ein Verband von 
Amtsträgern, die im Dienst der Öffentlichen 
Hand stehen, einen Verfassungsrechtler ein-
lädt, über die „Alimentationsmisere“ zu spre-
chen, so setzt er den Redner zwar nicht im 
engeren Sinne unter Erledigungsdruck, äu-
ßert aber doch eine vergleichsweise deutli-
che Erledigungserwartung – wir werden auf 
diese feine Unterscheidung zurückkommen. 
 
Der Verfasser wird – dies gleich vorab – die-
se Erwartung zumindest im Punkt „Alimenta-
tion“ mit ziemlicher Sicherheit enttäuschen 
müssen – zumindest dann, wenn sie auf ein 
rechtliches Verdikt zielt. Denn er zählt sich 
zu denjenigen Vertretern der Wissenschaft 
vom Verfassungsrecht, die eine Ableitung 
fester Zahlengrenzen – und seien es solche 
für die Besoldung – aus dem Grundgesetz 
schlicht und einfach für methodisch unmög-
lich halten1. Aus diesem Grund kann er auch 
die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts zur W-Besoldung nicht gutheißen – 
und das ganz unabhängig von dem delikaten 
Detail, dass hier gleich vier Professorenrich-
terinnen und -richter über die Besoldung von 

                                                           
* Überarbeitete und mit Nachweisen versehene 
Fassung eines Vortrags, den der Verfasser am 26. 
November 2013 vor der Fachgruppe der Berufsrichter 
der Sozialgerichtsbarkeit im Verein der Richter und 
Staatsanwälte Baden-Württemberg e. V. gehalten hat. 
Mein Dank gilt den folgenden Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern meines Instituts für Öffentliches Recht 
und Politik, die unter der Anleitung von Herrn Wiss. 
Mitarbeiter Martin Minkner bei der Recherche und 
Verifizierung der Nachweise mitgewirkt haben: Dr. 
Tristan Barczak, LL.M., Andreas Braun, M.A., Fatma 
El cheikh Hassan, M.A., Lutz Friedrich, Till Fohrbeck, 
Noemi Géronne, LL.M., Florian Held, Jan Hintz, Jan 
Holze, Benjamin Karras, Viktoria Kempf, Simon Koch, 
Jan Lamprecht, Martin Mayska, Nina Mruk, Fee 
Niemeier, Anna Rothweiler, Matthias Wagner, Ste-
phan Wagner und Sandra Westphal. 
1  Jüngstes abschreckendes Beispiel ist die Festle-
gung des Bundesverfassungsgerichts auf eine Ober-
grenze für Überhangmandate: BVerfGE 131, 316 (368 
ff.). – Kluges Plädoyer gegen eine derartige Zahlenfi-
xierung bei O. Depenheuer, Vermessenes Recht. Das 
Gemeinwesen im Netz der Zahlen, 2013; vgl. zuvor 
dens., Zählen statt urteilen. Die Auflösung der Urteils-
kraft in die Zahlengläubigkeit, in: SächsVBl. 2010, S. 
177 ff. 
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Professorinnen und Professoren gerichtet 
haben bzw. präziser zu richten hatten2. 
 
Mit anderen Worten: Die derzeit gegenüber 
der Richterschaft obwaltende Besoldungspo-
litik ist geringschätzig, kurzsichtig und töricht. 
Sie dürfte aber nicht das drängendste Prob-
lem aus dem Feld „Dritte Gewalt und Geld“ 
zu sein. Denn wir erleben just im Augenblick 
den Versuch, die Ausstattung der Justiz oder 
präziser den Stellenplan in Verbindung mit 
dem Pensenschlüssel als legitimes Steue-
rungsinstrument für die von der einzelnen 
Richterin bzw. vom einzelnen Richter „ge-
schuldeten“ Erledigungszahlen zu etablie-
ren3. Dringt dieser Versuch durch, hat dies 

                                                           
2  BVerfGE 130, 263. Dazu kritisch wie hier etwa F. 
Hufen, Grundrechte und Hochschulrecht: Besoldung 
der Professoren, in: JuS 2013, S. 91 ff.; E. Gawel, 
Neuregelung der W-Besoldung des Bundes, in: NVwZ 
2013, S. 1054 (1056 f.). 
3  Richterdienstgericht am LG Karlsruhe, Entschei-
dungen vom 4.12.2012, Az. RDG 5-7/12 (juris). Vgl. 
dazu im Vorfeld F. Wittreck, Durchschnitt als Dienst-
pflicht? Richterliche Erledigungszahlen als Gegen-
stand der Dienstaufsicht, in: NJW 2012, S. 3287 ff.; 
zur Entscheidung knapp ders., Erledigungszahlen un-
ter (Dienst-)Aufsicht?, in: DRiZ 2013, S. 60 f. (dazu 
die Replik von H. Forkel, Erledigungszahlen unter 
[Dienst-]Aufsicht!, in: DRiZ 2013, S. 132 f.); C. Schütz, 
Durchschnitt soll doch Dienstpflicht sein, in: Betrifft 
Justiz 112 (2012), S. 378; M. Dudek, Richter sein 
2013 – Kommentar eines Rechtsanwalts zum Diszip-
linarverfahren gegen einen Richter am OLG, in: Be-
trifft Justiz 113 (2013), S. 11 ff.; A. Schwintuchowski, 
Faires Verfahren nicht für Richter? Das Disziplinarver-
fahren gegen einen Richter am Oberlandesgericht 
wegen Unterschreitung des durchschnittlichen Erledi-
gungspensums, in: Betrifft Justiz 113 (2013), S. 14 ff.; 
G. Kirchhoff, Erledigung als Dienstpflicht – Diszipli-
narmaßnahmen wegen Unterschreitung durchschnitt-
licher Erledigungszahlen – Anmerkung aus Sicht ei-
nes Praktikers, in: Betrifft Justiz 114 (2013), S. 63 ff.; 
R. Franzen, Nach Zahlen richten. Zu den rechtlichen 
Rahmenbedingungen exekutiver Steuerung, 
judikativer Geschäftsverteilung und legislativer Justiz-
konsolidierung, in: Betrifft Justiz 116 (2013), S. 194 
(198 f.) – allesamt dezidiert kritisch. – Vgl. jetzt aller-
dings A. Thiele, Die Unabhängigkeit des Richters – 
Grenzenlose Freiheit? – Das Spannungsverhältnis 
zwischen richterlicher Unabhängigkeit und Dienstauf-
sicht. Zugleich Anmerkung zum Urteil des baden-
württembergischen Richterdienstgerichts vom 
4.12.2012, RDG 6/12, in: Der Staat 52 (2013), S. 415 
ff. Thieles Beitrag wird insgesamt der Bedeutung sei-
nes Sujets nicht gerecht und fordert mehrfach zum 
Widerspruch auf (vgl. dazu die einzelnen Anmerkun-
gen im Text); rein formal irritiert, daß die oben nach-

nach der festen Überzeugung des Verfas-
sers weit gravierendere Konsequenzen für 
die richterlichen Arbeitsbedingungen als die 
völlig zu recht beklagte Alimentationsmisere. 
 
Der vorliegende Beitrag wird den Versuch 
einer Einbettung der leidigen Besoldungsfra-
ge in einen größeren Kontext in vier Schritten 
unternehmen. Es gilt zunächst darzulegen, 
dass wir unter dem Etikett „Dritte Gewalt und 
Geld“ im Grunde gleich drei Diskurse auf 
verschiedenen Abstraktionsebenen führen 
(I.). Daran schließt sich die Frage nach ver-
fassungsrechtlichen Vorgaben für die „Aus-
stattung“ oder vielleicht präziser den Finanz-
rahmen der Dritten Gewalt an (II.), bevor wir 
uns dem – aus Verfassersicht – Kernproblem 
zuwenden, nämlich der Frage, ob aus der fi-
nanziellen Ausstattung der rechtsprechenden 
Gewalt durch die Erste lediglich faktische 
oder auch rechtliche Vorgaben für die „Erle-
digungsleistung“ der einzelnen Richterinnen 
und Richter folgen (III.). Am Schluss steht 
der Versuch, aufzuzeigen, welche finanziel-
len Gravamina der Dritten Gewalt genuin 
rechtlicher Natur, welche hingegen der (Un-) 
Moral zuzuordnen sind (IV.). 
 
Doch zunächst zu den verschiedenen Dis-
kursebenen. Wer die unzureichende Finanz-
ausstattung „der Justiz“ kritisiert, spricht da-
bei dem Grunde nach bis zu drei Themen-
komplexe an, die sich durch eine unter-
schiedliche „Fallhöhe“ auszeichnen. Ver-
gleichsweise abstrakt – deshalb die Rede-
weise von einer „Makroebene“ – kommt die 
Frage nach dem sachgerechten Anteil der 
Justiz am staatlichen Gesamtbudget daher 
(1.). Demgegenüber ist die individuelle Be-
soldung besonders dann mit Händen zu grei-
fen, wenn sie stagniert oder faktisch sinkt – 
die Bezeichnung als „Mikroebene“ indiziert 
hier keineswegs fehlende Relevanz (2.). 
Zwischen beiden ist das Problem angesie-
delt, das nach Auffassung des Verfassers 
derzeit die entscheidende Rechtsfrage im 
Themenfeld „Geld und Rechtsprechung“ dar-
stellt: Nämlich die nach einem (wohlgemerkt 

                                                                                                 
gewiesene reichhaltige Literatur aus dem Jahre 2013 
nicht rezipiert wird.  
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normativen) Konnex von Ausstattung und zu 
erbringenden Erledigungszahlen (3.). 

1. Makroebene: Ausstattung der Justiz 

Montesquieu hat die Rechtsprechung eine 
„unsichtbare“ Staatsgewalt genannt4. Es wä-
re nun sicher übertrieben, diese Aussage 
eins zu eins auf den Stellenwert der Dritten 
Gewalt im Haushaltsgefüge der Bundesre-
publik zu übertragen. Vielleicht ist es bei 
Prozentanteilen, die – mit Schwankungen, 
die der föderalen Gliederung Deutschlands 
geschuldet sind – im untersten einstelligen 
Bereich changieren5, angemessen, von einer 
kaum wahrnehmbaren, zumindest aber von 
einer genügsamen Staatsgewalt zu reden. 
 
Was den tatsächlichen Befund in puncto 
Sachausstattung anbelangt, so dürfte das 
Bild irgendwo zwischen den Hochglanzbro-
schüren und Hochgeschwindigkeits-
Internetverlautbarungsportalen der zuständi-
gen Ministerien6 und dem von Verbandsver-
tretern gerne bemühten „Schäbigkeitsprin-
zip“7 anzusiedeln sein. Wenn es richtig ist, 
dass Rechtsprechung „konstitutionell unein-
heitlich“8 ist, dann drängt sich der Befund 

                                                           
4  Montesquieu, De l’Esprit des Lois (1748), XI.6: 
„De cette façon, la puissance de juger, si terrible 
parmi les hommes, n’étant attachée ni à un certain 
état, ni à une certaine profession, devient, pour ainsi 
dire, invisible et nulle“ (deutsch in: E. Forsthoff [Hrsg.], 
Montesquieu, Vom Geist der Gesetze, 2. Aufl. 1992, 
Bd. 1, S. 217). 
5  Nähere Angaben: Statistisches Bundesamt, Jus-
tiz auf einen Blick, Ausgabe 2011, S. 54 ff. 
(https://www.destatis.de/DE/Publikationen/Thematisch
/Rechtspflege/Querschnitt/BroschuereJustizBlick0100
001099004.pdf?__blob=publicationFile; 2.2.2014). – 
Die Landesjustizministerien verweisen an dieser Stel-
le gerne darauf, wie viele (genauer: wie wenige) Euro 
die Justiz kostet; siehe statt aller das Niedersächsi-
sche Justizministerium: „Die Gerichte und Staatsan-
waltschaften kosten jede Bürgerin und Bürger Nieder-
sachsens statistisch 19 Cent am Tag.“ 
(http://www.mj.niedersachsen.de/portal/live.php?navig
ation_id=3748&article_id=10674&_psmand=13; 
2.2.2014). 
6  Beispielhaft  http://www.jum.baden-
wuerttemberg.de/pb/,Lde/Startseite (2.2.2014). 
7  Diese Formulierung etwa bei M. Fröhlingsdorf 
u.a., Äußerst ambitioniert, in: Der Spiegel 49/2004, S. 
44 (47). 
8  So BVerfGE 78, 123 (126); 87, 273 (278) im An-
schluß an G. Dürig, in: ders./T. Maunz (Hrsg.), 

auf, dass in der föderal gegliederten Bundes-
republik auch die Ausstattung der Dritten 
Gewalt zwangsläufig einige Bandbreite auf-
weisen muss. Die Polkappen dürften hier die 
weiterhin beim Innenministerium ressortie-
renden bayerischen Verwaltungsgerichte9 
auf der einen und Ihre Berliner Kolleginnen 
und Kollegen (oder sollte man sagen: Lei-
densgenossinnen und Leidensgenossen?) 
auf der anderen Seite markieren10. Dazwi-
schen begegnet vereinzelt tatsächlich Dürf-
tigkeit11, höchst selten Opulenz, meistens 
aber etwa das, was die vielzitierte schwäbi-
sche Hausfrau als „Auskommen“ bezeichnen 
dürfte. 

2. Mikroebene: Besoldung der Justizan-
gehörigen 

Damit sind wir zugleich beim Einkommen. 
Wer derzeit die Homepage des Landesver-
bandes NRW des Deutschen Richterbun-
des12 aufruft, stößt als erstes auf Muster für 
Widersprüche gegen Besoldungs- und Ver-
sorgungsbescheide. Auch darüber hinaus ist 
der Unmut in der bundesdeutschen Richter-

                                                                                                 
Grundgesetz, Art. 3 I (1973), Rn. 410 (dort „konstituti-
onell ‚uneinheitlich‘“). 
9  Vgl. Art. 4 BayAGVwGO; näher G. Beckstein, 
Die Ressortierung der Verwaltungsgerichtbarkeit in 
Bayern beim Innenressort, in: Festschrift 125 Jahre 
Bayerischer Verwaltungsgerichtshof, o.J. [2004], S. 40 
ff.; F. Wittreck, Die bayerische Justizverwaltung (Teil 
1), in: BayVBl. 2005, S. 385 (390); ders., Die Verwal-
tung der Dritten Gewalt, 2006, S. 345. 
10  Vgl. nur N. N., Alle zwölf Minuten kommt neue 
Klage an, in: Die Welt, Onlineportal, 14.1.2014 (abruf-
bar unter 
http://www.welt.de/newsticker/dpa_nt/regioline_nt/berli
nbrandenburg_nt/article 123842151/Alle-zwoelf-
Minuten-kommt-neue-Klage-an.html; zuletzt abgeru-
fen am 1.2.2014). 
11  Die Einschätzung, daß „Dürftigkeit“ der General-
nenner sei, auf den sich die Ausstattung der Justiz 
bringen ließe, findet sich bei N. N., Unzureichende 
Ausstattung der Justiz, in: MDR 2005, S. 359 ff.; 
gleichsinnig R. Neumann, Unabhängig, leistungsstark, 
arm. Die Situation der Justiz in NRW, in: DRiZ 2006, 
S. 97 ff. – Lob für „eine gute IT-Ausstattung“ jetzt bei 
W. Tappert, Schleichende Überforderung, in: DRiZ 
2014, S. 15. 
12  Siehe https://www.drb-nrw.de/nuetzliches/72-
formulare/616-widerspruchsformulare-2013 (zuletzt 
abgerufen am 1.2.2014). 
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schaft mit Händen zu greifen13 – die Proteste 
von Richterinnen und Richtern gegen die 
Nichtübertragung der Tarifergebnisse im Öf-
fentlichen Dienst auf die vermeintlichen 
„Besserverdiener“ waren auch andernorts 
nicht zu übersehen14. 
 
In der Sache geht es um gleich zwei Befun-
de, die man nur als Fehlentwicklungen wird 
bezeichnen können. Resultat der Übertra-
gung der Kompetenz für das Besoldungs-
recht auf die Länder durch die sog. Födera-
lismusreform I des Jahres 200615 ist zum 
ersten eine Spreizung in der Richterbesol-
dung, die dem Vernehmen nach bei höheren 
Ämtern bis zu 500 Euro im Monat ausmacht 
oder dazu führt, dass „R1“ hier mehr sein 
kann als „R2“ dort16. Damit einher geht – 
wohlgemerkt praktisch überall – ein relatives 
Absinken des Realeinkommens: Der Deut-
sche Richterbund legt etwa dar, daß von 
1992 bis 2007 das Einkommen von Juristen 
in der Privatwirtschaft um über 40 Prozent 
angestiegen ist, dasjenige von Richtern und 
Staatsanwälten hingegen nicht einmal um 20 
Prozent17. Stellt man in Rechnung, daß im 

                                                           
13  Statt aller W. Tappert, Richterbesoldung – ein 
Ausdruck des Respekts!, in: DRiZ 2013, S. 198 f.; 
ders., Überforderung (Fn. 11), S. 15. 
14  Vgl. nur A. Kaminski, Missachtung der Dritten 
Gewalt – Richterdemonstrationen für angemessene 
Besoldung, in: Betrifft Justiz 114 (2013), S. 70. 
15  Dazu statt aller jetzt die Evaluation von H.-P. 
Schneider, Der neue deutsche Bundesstaat. Bericht 
über die Umsetzung der Föderalismusreform I, 2013. 
– Speziell zu den Auswirkungen auf die Besoldung L. 
Knopp, Aktuelle Befunde zu den Auswirkungen der 
Föderalismusreform I auf Landesbeamte, in: LKV 
2013, S. 145 ff. 
16  Konkret: Bayerische Richterinnen und Richter 
der Dienstaltersstufe 4 erhalten in der Besoldungs-
gruppe R1 4.400,31 €, während in Berlin Richterinnen 
und Richter der Besoldungsgruppe R2 auf Erfah-
rungsstufe 1 lediglich 4.269,80 € verdienen (vgl. Anla-
ge 3 des Landesbesoldungsgesetzes Bayern, Besol-
dungsordnung R und Anlage 4 des Landesbesol-
dungsgesetzes Berlin, Besoldungsordnung R; jeweils 
ohne Familien- und Sonderzuschläge). Vgl. ferner die 
Zahlenwerke des Deutschen Richterbundes unter 
www.richterbesoldung.de (zuletzt abgerufen am 
1.2.2014). 
17  Diese Daten in T. Feldkamp, Gehaltsentwicklung 
bei Juristen in der Privatwirtschaft und in Anwalts-
kanzleien, 2008, Graphik S. 28 (Gutachten der Kien-
baum Unternehmensberatung). – Vgl. die Kurzfas-
sung: O. Sporré, Sechs Kernthesen zur Besoldung, 
Versorgung und Beihilfe, 2012, S. 5 

gleichen Zeitraum der Preisindex um 30 Pro-
zent geklettert ist18, so bleibt unter dem 
Strich nicht einmal die vielzitierte „schwarze 
Null“, sondern ein substantielles Minus. Wirft 
man noch die nur in den wenigsten Ländern 
erfolgte Übernahme des letzten Tarifab-
schlusses für den Öffentlichen Dienst mit in 
die Waagschale19, so ist der Unmut nicht nur 
mit Händen zu greifen, sondern auch in der 
Sache nur allzu berechtigt. 

3. Mesoebene: Erledigungsvorgaben als 
Resultante der Ausstattung? 

Zwischen der globalen Frage nach dem „Le-
bensbedarf der Justiz“20 und der individuell 
spürbaren schrumpfenden Besoldung ist die 
nach dem nicht weniger spürbaren „Erledi-
gungsdruck“21 angesiedelt (oder eben, wie 
sich der Verfasser unlängst auf einer Tagung 
in Trier von Vertretern der Gerichtsverwal-
tung instruieren lassen durfte, der – allenfalls 
– bestehenden „Erledigungserwartung“). 
Während hier auch der „Erledigungstonfall“ 
von Gericht zu Gericht derzeit durchaus un-
einheitlich sein dürfte22, könnte er sich in Ab-

                                                                                                 
(http://www.richterbesoldung.de/cms/fileadmin/docs/1
20516_Broschuere_6_Kern-
thesen_Besoldung_Versorgung.pdf.; abgerufen am 
1.2.2014) sowie C. Frank, „Wir werden bei der R-
Besoldung nicht locker lassen“, in: DRiZ 2013, S. 122 f  
18  Sporré, Kernthesen (Fn. 17), S. 5; Positionspa-
pier des DRB zur Besoldung und Versorgung von 
Richtern und Staatsanwälten, S. 3 
(http://www.drb.de/cms/fileadmin/docs/besoldung_pos
i-tionspapier_080818.pdf; abgerufen am 1.2.2014). 
19  Instruktive Übersichten des Deutschen Richter-
bundes: http://www.richterbesoldung.de/cms/ 
fileadmin/docs/130802_UEbernahme_TdL_UEbersich
t.pdf (abgerufen am 1.2.2014). 
20  G. Roellecke, Der Lebensbedarf der Justiz und 
seine Bemessung, in: H. Schulze-Fielitz/C. Schütz 
(Hrsg.), Justiz und Justizverwaltung zwischen Öko-
nomisierungsdruck und Unabhängigkeit, 2002, S. 123 
(123). 
21  Der Begriff wohl erstmals bei K. Rudolph, Pro-
zeßflut und Erledigungsdruck, in: DRiZ 1992, S. 6; zu-
letzt T. Bellay, Die Ressourcen der Justiz: Erledi-
gungsdruck bei den Gerichten, in: 
Strafverteidigervereinigungen (Hrsg.), Abschied von 
der Wahrheitssuche, 2012, S. 63 ff. – Vgl. ferner R. 
Franzen, Der Druck der Überforderung: Wenn Richter 
überfordert sind mit dem Anspruch, nur der Wahrheit 
und Gerechtigkeit zu dienen …, in: Betrifft Justiz 113 
(2013), S. 18 ff. sowie Tappert, Überforderung (Fn. 
11), S. 15. 
22  Näher F. Wittreck, Funktionen und Leistungen 
richterlicher Ethik, in: Verein Deutscher Verwalungs-
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hängigkeit von einem Einzelfall bundesweit 
signifikant verschärfen. Dabei sei unterstellt, 
daß auch Sie ein gerade in Baden-
Württemberg anhängiges dienstgerichtliches 
Verfahren aufmerksam beobachten, in dem 
es um die „Erledigungsleistung“ eines Rich-
ters bzw. präziser um die Frage geht, ob sei-
ne Gerichtspräsidentin ihm dieselbe im Mo-
dus der Dienstaufsicht vorhalten darf23. Der 
vorliegende Beitrag will sich hier ganz aus-
drücklich zum Freiburger Einzelfall nicht äu-
ßern24, wohl aber zu der uns interessieren-
den Rechtsfrage: Denn die Gerichtsverwal-
tung führt in diesem Verfahren – soweit er-
sichtlich, in dieser Deutlichkeit überhaupt 
erstmals – die Rechtsbehauptung ins Feld, 
aus der parlamentarischen Entscheidung 
über den Haushaltsansatz der Justiz folge für 
die einzelne Richterin oder den einzelnen 
Richter die konkrete (sanktionsbewehrte) 
Dienstpflicht, die nach der Geschäftsvertei-
lung resp. „PEBB§Y“ pro Jahr rechnerisch 
anfallenden Verfahren auch tatsächlich zu 
erledigen25. 

                                                                                                 
gerichtstag (Hrsg.), Dokumentation 17. Deutscher 
Verwaltungsgerichtstag Münster 2013, 2014, i.E. 
23  Vgl. oben Fn. 3. 
24  Eine solche Positionierung findet sich leider bei 
Thiele, Unabhängigkeit (Fn. 3), S. 419, der allerdings 
(erstens) vergleichsweise unkritisch den – wohlge-
merkt strittigen – Vortrag der Gerichtspräsidentin 
übernimmt. – Daß dann (zweitens) wenig später – 
ausdrücklich mit Bezug auf den „Ausgangsfall“ – von 
einem „unbefriedigende[m] Arbeitspensum“ die Rede 
ist (S. 430), kann entweder nur durch unsaubere Ar-
beitsweise oder mangelnde Objektivität erklärt wer-
den: Die Gerichtsverwaltung wirft dem Betroffenen 
(wie Thiele eingangs selbst darstellt: S. 419) nicht ein 
unterdurchschnittliches Arbeits-, sondern sein man-
gelhaftes Erledigungspensum vor. Die Spekulation 
über die mangelnde Eignung des betroffenen Richters 
(S. 432: „möglicherweise schlicht ungeeignet für den 
Richterberuf“) ist – drittens – als halbgar informierte 
Ferndiagnose schlicht infam. 
25  Zitat aus dem Schriftsatz vom 29.4.2013 im Ver-
fahren DGH 2/13, S. 3: „Durch die gesetzliche Vorga-
be der Personalausstattung und das tatsächliche Fall-
aufkommen wird aber der – auch für den Berufungs-
führer – verbindliche Maßstab aufgestellt, wie viel der 
einzelne Richter in seiner jeweiligen Funktion zu erle-
digen hat.“ – Grundsätzlich kritisch zu dem sich hinter 
dieser (hart am Rande des Ridikülen navigierenden) 
Abkürzung verbergenden „Personalbedarfsberech-
nungssystem“ T. Schulte-Kellinghaus, Pebbsy – Ein 
Werkzeug der Landesjustizminister zum Verfas-
sungsbruch: Anmerkungen zur Denkschrift des Rech-
nungshofes in Baden-Württemberg, in dem dieser die 

II. Verfassungsrechtliche Vorgaben für 
den Finanzrahmen der Dritten Gewalt 

Soviel zunächst zum tatsächlichen, insge-
samt eher deplorablen Befund26. Naht – so 
nun der zweite Schritt – Abhilfe von Seiten 
der Verfassung? Wir werden den Vorgaben 
des Grundgesetzes wiederum in drei Schrit-
ten nachgehen und zunächst fragen, ob sich 
der Verfassung eine bezifferbare Ausstat-
tungsgarantie entnehmen lässt (1.). Daran 
schließt sich die Untersuchung der verfas-
sungsrechtlichen Eckpunkte für die individu-
elle Besoldung an (2.), bevor die Auswirkun-
gen der grundgesetzlichen Rechtsschutzge-
währleistungen zu problematisieren sind (3.). 

1. Funktionsadäquate Ressourcenga-
rantie für die Justiz? 

Beginnen wir mit der Frage nach einem ver-
fassungsrechtlich garantierten Mindestanteil 
der Justiz am Gesamthaushalt. Hier dürfte 
zunächst in der Staatsrechtslehre ein ver-
gleichsweise breiter Konsens bestehen, dass 
dem Grunde nach eine Rechtspflicht exis-
tiert, bei der Haushaltsaufstellung so zu ver-
fahren, dass alle von der Verfassung vorge-
sehenen Staatsfunktionen auch erfüllt wer-
den können bzw. die vom Grundgesetz vo-
rausgesetzten Institutionen lebens- und akti-
onsfähig sind27. 

                                                                                                 
unterschiedliche Personalausstattung in den Bundes-
ländern vergleicht, in: Betrifft Justiz 100 (2009), S. 172 
ff.; vgl. ferner M. Uebele/B. Grittner, PEBB§Y-
Personalbedarfsberechnung in der Justiz des Frei-
staats Sachsen, in: SächsVBl 2007, S. 249 ff.; C. 
Fellner, Lassen sich mit PEBB§Y die Anforderungen 
der Obergerichte an erstinstanzliche Zivilurteile erfül-
len?, in: DRiZ 2012, S. 184 ff.  
26  Instruktiv auch der Roland Rechtsreport 2014 
(Sonderbericht: Das deutsche Rechts- und Justizsys-
tem aus der Sicht von Richtern und Staatsanwälten), 
abrufbar unter http://www.drb.de/-
cms/fileadmin/docs/Rechtsreport/ROLAND_Rechtsrep
ort_2014_Sonderbericht_Richter_und_Staatsanwaelte
.pdf (zuletzt abgerufen 1.2.2014). 
27  So etwa Roellecke, Lebensbedarf (Fn. 20), S. 
123 ff.; M. Heintzen, Staatshaushalt, in: J. Isensee/P. 
Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der 
Bundesrepublik Deutschland, Bd. V, 3. Aufl. 2007, 
§ 120 Rn. 76; zu den Grenzen W. Heun, in: H. Dreier 
(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. III, 2. Aufl. 
2008, Art. 110 Rn. 31. – Vgl. speziell für die Ausstat-
tung der Gerichte jetzt BVerfG (3. Kammer des Ersten 
Senats), BayVBl. 2013, S. 210 (211): „Es obliegt in 
ihrem Zuständigkeitsbereich den Ländern, für eine 
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Die Probleme beginnen auf der zweiten Stu-
fe, die nach der Operationalisierung dieses 
Grundsatzes fragt. Denn die Verfassung 
sieht eine Vielzahl von Staatsfunktionen bzw. 
korrespondierenden Institutionen vor, ohne 
auch nur andeutungsweise einen nach Rele-
vanz gewichteten Verteilungsschlüssel zwi-
schen ihnen liefern zu können: Ob eine Pisa-
unfallfreie Schule, eine auch international 
einsatz- oder zumindest schießfähige Bun-
deswehr28 oder eine rechtsstaatlich makello-
se Rechtspflege Priorität genießt, ist nach 
dem Grundgesetz eine (völlig legitime) Frage 
politischer Präferenzen29. Und selbst wenn 
sich für die einzelnen Staatsfunktionen 
plausiblerweise Mindestbedarfe benennen 
ließen, bei deren Unterschreitung nicht mehr 
von einem „besser oder schlechter“, sondern 
von einer „Nicht mehr“-Erfüllung zu sprechen 
wäre, bliebe immer noch der Hinweis auf den 
Vorbehalt des Möglichen30: Wir wähnen uns 
derzeit in gleich mehrfacher Hinsicht wohlig 
weit weg von Griechenland – wer könnte die 
tatsächliche Distanz mit auch nur hinrei-

                                                                                                 
hinreichende materielle und personelle Ausstattung 
der Gerichte zu sorgen, damit diese ihrem Rechtspre-
chungsauftrag in einer Weise nachkommen können, 
die den Anforderungen des Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG 
genügt (vgl. BVerfGE 36, 264 [275] […])“. 
28  Vgl. N. N., Zweifel am G36: Bundeswehr prüft 
Kauf neuer Sturmgewehre, in: Spiegel Online v. 
10.11.2013, abrufbar unter: 
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/bundeswehr-
prueft-kauf-neuer-sturmgewehre-a-932752.html (zu-
letzt abgerufen am 1.2.2014). 
29  Prononciert H. Schulze-Fielitz/C. Schütz, Justiz 
und Justizverwaltung zwischen Ökonomisierungs-
druck und Unabhängigkeit. Eine einleitende Problem-
skizze, in: dies., Justiz (Fn. 20), S. 9 (19); gleichsinnig 
Wittreck, Verwaltung (Fn. 9), S. 476. – A. A. U. Hoch-
schild, Neue Steuerungsmodelle in der Justiz, in: Be-
trifft Justiz 62 (2000), S. 258 (258) sowie T. Schulte-
Kellinghaus, Die Ressourcengarantie für die Dritte 
Gewalt. Verfassungsrechtliche Forderungen zur Ge-
währleistung einer unabhängigen Rechtsprechung, in: 
ZRP 2006, S. 169 ff. 
30  Vgl. dazu H. Kratzmann, Verschuldungsverbot 
und Grundrechtsinterpretation. Budgetrestriktion als 
finanzverfassungsrechtliche Konkretisierung primär 
des Demokratieprinzips und als Regulativ des „Mögli-
chen“ im einschlägigen grundrechtlichen Vorbehalt, 
2000, S. 123 ff.; C. Waldhoff, Grundzüge des Finanz-
rechts des Grundgesetzes, in: Isensee/Kirchhof, HStR 
V (Fn. 27), § 116 Rn. 58 ff. sowie R. Gaier, Der Vor-
behalt des Möglichen als Gebot richterlicher Selbst-
beschränkung, in: Demokratie-Perspektiven. Fest-
schrift Bryde, 2013, S. 367 (375 ff.). 

chender Wahrscheinlichkeit benennen? In 
der Staatsinsolvenz bliebe auch der Justiz 
letztlich nur der Verweis auf die Quote. 

Gilt womöglich aufgrund des Status der 
Rechtsprechung als vielzitierter Dritter Ge-
walt anderes31? Das ist nicht der Fall. Denn 
diese Prädikation mag die Justiz zwar von 
insulären Institutionen wie der Bundesbank 
(vgl. Art. 88 S. 1 GG) positiv abheben. Schon 
gegenüber der zweiten Gewalt – also der 
Exekutive in Gestalt der Regierung und den 
ihr direkt nach- und zugeordneten Organen – 
versagt diese Statusüberlegung bzw. führt zu 
dem Ergebnis, dass eine Fülle von weiteren 
Akteuren (von der Bundeswehr bis zur Schu-
le) in der gleichen Preisklasse boxt32. Der 
bloße Umstand, dass die Dritte Gewalt im 
Umfang deutlich kleiner, deutlich klarer ab-
gegrenzt und deutlich konturierter daher-
kommt, schafft ihr mit anderen Worten kei-
nen Vorabbefriedigungsanspruch gegenüber 
der zweiten Gewalt. In puncto Ausstattung ist 
mithin von der Verfassung nicht viel zu erhof-
fen33. 

2. Amtsadäquate Besoldungsgarantie 
für die Justizangehörigen? 

Wie sieht es mit der individuellen Besoldung 
aus? Sie werden ebenfalls gespannt verfol-
gen, wie sich mehrere derzeit laufende Ver-
fahren entwickeln, deren Gegenstand die 
Frage ist, ob die Richterbesoldung noch als 
„amtsangemessen“ bezeichnet werden kann: 

                                                           
31  So namentlich Schulte-Kellinghaus, Ressour-
cengarantie (Fn. 29), S. 169 f.; ähnlich H.-J. Papier, 
Die richterliche Unabhängigkeit und ihre Schranken, 
in: NJW 2001, S. 1089 (1093 f.). 
32  Zur grundsätzlichen Gleichordnung der drei Ge-
walten statt aller prononciert C. Möllers, Gewalten-
gliederung, 2005, S. 93. 
33  So im Ergebnis auch Roellecke, Lebensbedarf 
(Fn. 20), S. 131. – Die in der Literatur vereinzelt an-
genommene virtuelle Untergrenze, bei deren Unter-
schreitung der Haushaltsgesetzgeber gegen die sach-
liche Unabhängigkeit (Art. 97 Abs. 1 GG) bzw. den 
hergebrachten Grundsatz des richterlichen Amts-
rechts i.S.v. Art. 33 Abs. 5 GG verstößt, indem er un-
zumutbare Arbeitsbedingungen schafft, dürfte an die-
sem Ergebnis nichts ändern. Für eine solche – aller-
letzte – Grenze H. Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG III 
(Fn. 27), Art. 97 Rn. 24 u. 55 sowie S. Detterbeck, in: 
M. Sachs (Hrsg.), Grundgesetz, 6. Aufl. 2011, Art. 97 
Rn. 12. 
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Während ausgerechnet das Verwaltungsge-
richt Berlin diese Frage für das eigene Bun-
desland bejaht hat und von einer entspre-
chenden Richtervorlage an das Bundesver-
fassungsgericht abzusehen können glaub-
te34, hat neben anderen das Verwaltungsge-
richt Halle eine entsprechende Normenkon-
trolle nach Karlsruhe auf den Weg ge-
bracht35. 

Der Verfasser ist an dieser Stelle gehalten, 
zu erläutern, warum er nicht nur skeptisch 
ist, was die Erfolgsaussichten dieser und 
vergleichbarer Vorlagen betrifft, sondern 
auch generell Unbehagen angesichts einer 
Verlagerung von Besoldungsentscheidungen 
aus dem Parlament hin zu den (Verfassungs-
) Gerichten verspürt. 

Zum ersten Punkt gilt es zunächst gerafft die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts zur amtsangemessenen Besoldung als 
einem der hergebrachten Grundsätze des 
Berufsbeamten- bzw. hier Berufsrichtertums 
i.S.v. Art. 33 Abs. 5 GG in Erinnerung zu ru-
fen36. Danach ist das Alimentationsprinzip 
zwar ein wichtiger Grundsatz, der sowohl ei-
ne individualrechtliche Komponente im Sinne 
eines Anspruchs37 als auch eine objektiv-
rechtliche Dimension in Gestalt einer quali-
tätssichernden Funktion der angemessenen 
Besoldung hat38. Allerdings beschränkt sich 
                                                           
34  VG Berlin, NJOZ 2013, S. 1574; vgl. dazu U. 
Battis, Amtsangemessene Alimentation in Berlin?, in: 
LKV 2013, S. 397 (399 ff.); zuvor A. Albrecht, Das 
Land Berlin zwischen amtsangemessener Alimentati-
on seiner Beamten und Schuldenbremse, in: LKV 
2012, S. 61 ff. 
35  Siehe VG Halle, RiA 2013, S. 19 und dazu die 
kritische Anmerkung von J. Maaß, Verstößt die Rich-
teralimentation in Sachsen-Anhalt gegen Art. 33 Abs. 
5 GG?, in: RiA 2013, S. 1 ff. – Vgl. auch C. Nord-
mann, Verfassungsrechtliche Überprüfung der Ali-
mentation der Richter: Amicus curiae-Schreiben an 
das Bundesverfassungsgericht zur Richterbesoldung, 
in: NRV-Info 7/2013, S. 20. 
36  Zusammenfassend B. Pieroth, in: H. D. Ja-
rass/ders., Grundgesetz, 12. Aufl. 2012, Art. 33 Rn. 
53 ff.; C. Gröpl, Amtsangemessene Besoldung im Be-
amtenrecht, in: RiA 2012, S. 97 ff. sowie jüngst Battis, 
Alimentation (Fn. 34), S. 397 f. 
37  BVerfGE 130, 263 (292) unter Hinweis auf E 99, 
300 (314); 107, 218 (236 f.); 117, 330 (344); 119, 247 
(266). 
38  BVerfGE 130, 263 (292): „Im Rahmen dieser 
Verpflichtung zu einer dem Amt angemessenen Ali-

das Gericht eingedenk des weiten Gestal-
tungsspielraums des Gesetzgebers auf „eine 
zurückhaltende, auf den Maßstab evidenter 
Sachwidrigkeit beschränkte Kontrolle“39, er-
klärt mit anderen Worten ein 
„Evidenzkriterium“ für maßgeblich. Konkret 
zählt zunächst der besoldungssystemimma-
nente Vergleich40, an zweiter Stelle der Ver-
gleich mit den übrigen Tarifbeschäftigen des 
öffentlichen Dienstes41, während derjenige 
zur Privatwirtschaft nur geringfügige Bedeu-
tung haben soll42. Im Fluss ist derzeit die 
Frage nach der Relevanz einer unterschied-
lichen Besoldungsentwicklung in den Bun-
desländern. Während die Art. 3 Abs. 1 GG 
inhärente Maxime der Ungleichbehandlung 
durch den gleichen Hoheitsträger gegen ihre 
Berücksichtigung spricht43, äußert die jünge-
re Literatur vereinzelt Sympathie für einen 
solchen Ländervergleich44. 

Weiterhin hat die verwaltungsgerichtliche 
Rechtssprechung im Anschluss an das Bun-
desverfassungsgericht ein Verbot der „greif-
baren Abkoppelung“ der Besoldung von der 

                                                                                                 
mentierung hat der Gesetzgeber die Attraktivität des 
Beamtenverhältnisses für überdurchschnittlich qualifi-
zierte Kräfte, das Ansehen des Amtes in den Augen 
der Gesellschaft, die vom Amtsinhaber geforderte 
Ausbildung und seine Beanspruchung zu berücksich-
tigen (vgl. BVerfGE 44, 249 [265 f.]; 99, 300 [315]; 
107, 218 [237]; 114, 258 [288]).“ 
39  Zitat: BVerfG (1. Kammer des Zweiten Senats), 
Beck-RS 2012, 51745 unter Hinweis auf BVerfGE 65, 
141 (148 f.); 103, 310 (319 f.); 110, 353 (364 f.); 117, 
330 (353); 130, 263 (294). 
40  Zuletzt BVerfGE 130, 263 (293); aus der Litera-
tur M. Deja, Die Besoldung und Versorgung der Be-
amten nach den Maßstäben des Alimentationsprinzips 
als Landeskompetenz, 2012, S. 76 ff. 
41  BVerfGE 110, 353 (364 f.). 
42  Nochmals BVerfGE 130, 263 (293 f.); ebenso 
Battis, Alimentation (Fn. 34), S. 399; kritisch F. Schef-
fel, Neue Perspektiven für eine leistungsabhängige 
Alimentation? Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts vom 14.02.2012 zur W-Besoldung und mögliche 
Konsequenzen für die Beamtenschaft, in: DÖD 2012, 
S. 217 (218).  
43  Siehe dazu statt aller W. Heun, in: H. Dreier 
(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. I, 3. Aufl. 2013, 
Art. 3 Rn. 49. 
44  So wohl Battis, Alimentation (Fn. 34), S. 399 (al-
lerdings ist sein Hinweis auf das Urteil des VG Berlin, 
NJOZ 2013, S. 1574 zweifelhaft, da das Gericht expli-
zit aus Art. 3 Abs. 1 GG keine Pflicht ableitet, die Be-
soldungsentwicklung in den übrigen Ländern zu be-
rücksichtigen: S. 1575). 
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allgemeinen Einkommensentwicklung aus-
gesprochen45. Die Karlsruher Verfassungs-
hüter haben sich dafür – anders als etwa das 
Oberverwaltungsgericht Münster46 – aber auf 
keinen Zahlenwert festgelegt, der die 
Schwelle zu einem solch „greifbaren“ Zu-
rückbleiben markieren könnte47. Es kommt – 
so zuletzt in der Entscheidung zu einem ein-
schlägigen Vorlagebeschluss des Verwal-
tungsgerichts Braunschweig48 – eine nach-
gerade kleinliche Zulässigkeitskontrolle hin-
zu, die den vorlegenden Gerichten Doku-
mentations-, Darlegungs- und Argumentati-
onspflichten überbürdet, die möglicherweise 
nicht gänzlich frei von verfassungsrichterli-
chem Aufwandsvermeidungskalkül sind49. 

Wie stehen danach die Chancen? Unterstellt, 
eine der Vorlagen nimmt die Zulässigkeits-
hürden, so ist aus der verfassungsgerichtli-
chen Sicht die schlichte Nichtübernahme des 
Tarifergebnisses (wie in Nordrhein-Westfalen 
praktiziert) viel gravierender50 als die – abso-
                                                           
45  BVerwG, ZBR 2010, S. 48; BVerwGE 117, 305 
(309). – Gleichsinnig, wenn auch ohne den Terminus 
„Abkoppelung“, BVerfGE 114, 258 (293 f.). 
46  Dieses hatte eine „Abkoppelung“ schon bei einer 
Abweichung von der allgemeinen Einkommensent-
wicklung von deutlich unter zehn Prozent angenom-
men: OVG Münster, Entscheidung v. 9.7.2009, Beck-
RS 2009, 37636. 
47  Explizit BVerfGE 117, 330 (352): „Wie unter der 
Geltung des aus Art. 129 Abs. 3 WRV abgeleiteten 
Prinzips des ‚standesgemäßen‘ Unterhalts ist auch 
heute die Höhe der Bezüge der Verfassung nicht un-
mittelbar zu entnehmen.“ – Vgl. auch VG Koblenz, 
Beck-RS 2014, S. 45797, Gl.-Ziffer 3.3.7.1: „Hierbei 
handelt es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, 
der bisher weder vom Bundesverfassungsgericht 
noch vom Bundesverwaltungsgericht näher konkreti-
siert worden ist.“ 
48  BVerfG (1. Kammer des Zweiten Senats), Beck-
RS 2012, S. 51745. 
49  Vgl. die Einschätzung der Handhabung der Zu-
lässigkeitsprüfung bei der Richtervorlage nach Art. 
100 Abs. 1 GG (bzw. zu § 80 Abs. 2 BVerfGG) bei F.-
W. Dollinger, in: D.C. Umbach/T. Clemens/ders. 
(Hrsg.), Bundesverfassungsgerichtsgesetz. Mitarbei-
terkommentar und Handbuch, 2. Aufl. 2005, § 80 Rn. 
75: „Die Anforderungen […] sind […] sehr hoch.“ 
50  Hier ist der Spielraum des Haushaltsgesetzge-
bers eingedenk des sog. Abstandsgebots deutlich en-
ger: Durch die Übertragung des Tarifergebnisses auf 
die unteren Besoldungsgruppen rücken diese 
zwangsläufig näher an die (nichtberücksichtigten) 
oberen heran, wodurch die Höherwertigkeit der letzt-
genannten Dienstposten nicht mehr in der Besoldung 
abgebildet wird. Zugleich wirft die Ungleichbehand-

lute oder relative – Besoldungsentwicklung 
im Allgemeinen, bei der Zweifel geboten 
sind, ob sich das Gericht von der vom Rich-
terbund vorgelegten Berechnung beeindru-
cken lassen wird. 

Man mag jetzt einwenden, dass die Besol-
dung auch durch die (persönliche) Unabhän-
gigkeit i.S.v. Art. 97 Abs. 2 GG begrenzt oder 
präziser gesagt angeleitet werden muss51. 
Das ist richtig, gilt allerdings ausweislich der 
Rechtsprechung dem Grunde nach auch für 
die Beamtenbesoldung im Allgemeinen52. 
Wichtiger ist, dass die Sicherung der richter-
lichen Unabhängigkeit sich nicht einfach in 
einen obligatorischen Besoldungszuschlag 
im Sinne eines verfassungsrechtlichen Ab-
standsgebotes zur Alimentierung gleich qua-
lifizierter Beamter umrechnen lässt53. Sie 
stellt vielmehr einen weiteren materiellen 
Maßstab dar, der sich allerdings den glei-
chen Schwierigkeiten der Quantifizierung 
ausgesetzt sieht wie die amtsangemessene 
Besoldung im Allgemeinen54. 

                                                                                                 
lung der verschiedenen Besoldungsgruppen die Frage 
nach einem rechtfertigenden Grund i.S.v. Art. 3 Abs. 1 
GG auf. Eingehend J. F. Lindner, Bindung des Besol-
dungsgesetzgebers an Tarifabschlüsse im öffentli-
chen Dienst?, in: ZBR 2014, S. 9 ff. (mit dem Fazit ei-
ner vergleichsweise engmaschigen Bindung des Be-
soldungsgesetzgebers, S. 17). 
51  Im Grundsatz unstrittig: BVerfGE 12, 81 (88); 26, 
79 (93 f.); 26, 141 (165 ff.); K. Lerch, Die Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts zum Rich-
terstatus, in: DRiZ 1993, S. 225 (226 f.); Schulze-
Fielitz (Fn. 33), Art. 97 Rn. 55; W. Meyer, in: I. v. 
Münch/P. Kunig (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, 6. 
Aufl. 2012, Bd. II, Art. 97 Rn. 42. 
52  BVerfGE 130, 263 (293): „Die Alimentation muss 
es dem Beamten ermöglichen, sich ganz dem öffentli-
chen Dienst als Lebensberuf zu widmen und in recht-
licher wie wirtschaftlicher Sicherheit und Unabhängig-
keit zur Erfüllung der dem Berufsbeamtentum zuge-
wiesenen Aufgaben beizutragen (vgl. BVerfGE 44, 
249 [265 f.]; 114, 258 [287 f.]; 119, 247 [269]).“ 
53  Zum faktischen Bestehen eines solchen Abstan-
des J. Schmidt-Räntsch, DRiG, 6. Aufl. 2009, Vor § 8 
Rn. 21. Für ein rechtliches Abstandsgebot votiert hin-
gegen C. D. Classen, in: H. v. Mangoldt/F. Klein/C. 
Starck (Hrsg.), Grundgesetz, Bd. III, 6. Aufl. 2010, Art. 
98 Rn. 4.  
54  Ganz h.M.: Siehe nur S. Weth, Prämien für gute 
Richter, in: D. Schmidtchen/ders. (Hrsg.), Der Effizi-
enz auf der Spur. Die Funktionsfähigkeit der Justiz im 
Lichte der ökonomischen Analyse des Rechts, 1999, 
S. 220 (232 f.). 
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Viel grundsätzlicher bleibt abschließend die 
Frage, ob die augenblicklich zu beobachten-
de Klagewelle im Sinne eines verfassungs-
gerichtlichen Besoldungserzwingungsverfah-
rens nicht einmal mehr Entscheidungen 
dorthin verlagert, wo sie nach der Konzeption 
des Grundgesetzes eigentlich nicht hingehö-
ren. 

Dabei – soviel vorab – ist dem Verfasser 
schmerzlich bewusst, dass der Haushalts- 
oder genauer Besoldungsgesetzgeber sich 
zuletzt einige Mühe gegeben hat, das Ver-
trauen in seine basale Fairness zu untergra-
ben (ihm ist in Nordrhein-Westfalen das 
zweifelhafte Vergnügen zuteil geworden, im 
vergangenen Jahr kumuliert von der Nicht-
übertragung der Tarifabschlusses im Öffent-
lichen Dienst wie von der als „Anrechnung“ 
camouflierten Tilgung seiner bislang erwor-
benen Leistungszulagen zu profitieren55). 
Aber auch als parlamentarisch gebranntes 
Kind scheut er noch das verfassungsgericht-
liche Feuer: Anders gewendet: Die Vorstel-
lung, dass nacheinander sämtliche Gruppen 
des öffentlichen Dienstes in Karlsruhe oder 
auch vor den Landesverfassungsgerichten 
vorstellig werden und dort eine Anpassung 
ihrer Besoldung durchsetzen wollen, gibt An-
lass zu brennender Sorge. Denn für die vor-
aussetzungsvollen Abwägungsentscheidun-
gen, die der Besoldungsgesetzgeber zu tref-
fen hat, sind Gerichte schlicht nicht gerüstet. 
Ihre Entscheidungen wirken stets punktuell – 
und dass sie letztlich nie sachangemessene, 
sondern lediglich Minimallösungen „auswer-
fen“ dürfen, sollte letztlich auch in durchaus 
taktischer Perspektive zur Vorsicht mahnen 
…56. 

                                                           
55  Dazu nur M. Sachs, Reform der W2-Besoldung – 
Konsumtion bereits erworbener Leistungsbezüge?, in: 
NWVBl. 2013, S. 309 ff.  
56  Das sei anhand zweier Szenarien verdeutlicht: 
Die Richterschaft kann mit ihren Vorlagen/Klagen so-
zusagen den „Jackpot knacken“, wenn ein Verfas-
sungsgericht die bayerische Besoldung für nicht mehr 
amtsangemessen erklärt – dann wären praktisch alle 
Länder unter Zugzwang. Sie kann aber auch ver-
gleichsweise tief in den Nachttopf packen (um im Bil-
de zu bleiben), wenn mit umgekehrter Stoßrichtung 
verfassungsgerichtlich festgestellt würde, daß die Be-
soldung in Berlin noch amtsangemessen ist – dann 
hätten wiederum die allermeisten Finanzministerien 

3. Rechtsschutzadäquate Erledigungs-
garantie für die Rechtssuchenden? 

Als dritter verfassungsrechtlicher Parameter 
bleibt der Rechtsgewährleistungsanspruch 
des Bürgers, den wir in teils loser Zuordnung 
mal aus Art. 19 Abs. 4 GG57, mal aus dem 
Rechtsstaatsprinzip58 herleiten. Unabhängig 
von dieser in der Tat fruchtlosen Zuord-
nungsfrage vermittelt er zugleich einen An-
spruch auf eine Entscheidung in angemes-
sener Frist, was Art. 6 Abs. 1 S. 1 EMRK 
präziser formuliert als das deutsche Verfas-
sungsrecht59. Nicht zuletzt eingedenk letzt-
genannter Norm bzw. der auf sie gestützten 
Rechtsprechung des Straßburger Menschen-
rechtsgerichtshofes60 hat dieser Anspruch 
unlängst speziellen Ausdruck im Gesetz über 
den Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-
verfahren etc. gefunden (nunmehr im Kern 
§§ 198 ff. des Gerichtsverfassungsgeset-
zes61; vgl. für das Bundesverfassungsgericht 
§§ 97a ff. BVerfGG62). 

                                                                                                 
schwarz auf weiß, daß sie sich auf Jahre nicht zu be-
wegen bräuchten. 
57  Dafür H. Schulze-Fielitz, in: Dreier, GG I (Fn. 
43), Art. 19 IV Rn. 84 u. 111. 
58  Darauf stellen ab BVerfGE 88, 118 (123); 93, 99 
(107); 107, 395 (406 f.); 116, 135 (149); 117, 71 
(121 f.); 119, 292 (295); 122, 248 (270 f.); BVerfGK 
11, 48 (53); 13, 348 (350); 14, 270 (274); D. Lorenz, 
Der grundrechtliche Anspruch auf effektiven Rechts-
schutz, in: AöR 105 (1980), S. 623 (631); H. D. Ja-
rass, in: ders./Pieroth, GG (Fn. 36), Art. 20 Rn. 91 ff.; 
A. Uhle, Rechtsstaatliche Prozeßgrundrechte und -
grundsätze, in: D. Merten/H.-J. Papier (Hrsg.), Hand-
buch der Grundrechte in Deutschland und Europa, 
Bd. V, 2013, § 129 Rn. 27 (jeweils m.w.N.). 
59  Unterstrichen von C. Brüning, Staatshaftung bei 
überlanger Dauer von Gerichtsverfahren, in: NJW 
2007, S. 1094 (1095); zuletzt D. Richter, in: O. Dörr/R. 
Grote/T. Marauhn (Hrsg.), Konkordanzkommentar 
EMRK/GG, 2. Aufl. 2013, Bd. II, Kap. 20 Rn. 115. 
60  Vgl. insbesondere EGMR, Entsch. v. 2.9.2010, 
Rs. 46344/06 – Rumpf ./. Deutschland, NJW 2010, S. 
3355 und dazu die Anmerkung von J. Meyer-Ladewig, 
ebda., S. 3358 f. 
61  Vgl. dazu aus der reichhaltigen Literatur C. Alt-
hammer/D. Schäuble, Effektiver Rechtsschutz bei 
überlanger Verfahrensdauer. Das neue Gesetz aus 
zivilrechtlicher Perspektive, in: NJW 2012, S. 1 ff.; A. 
Guckelberger, Der neue staatshaftungsrechtliche Ent-
schädigungsanspruch bei überlangen Gerichtsverfah-
ren, in: DÖV 2012, S. 289 ff.; M. Heine, Überlange 
Gerichtsverfahren – Die Entschädigungsklage nach 
§ 198 GVG, in: MDR 2012, S. 327 ff.; B. J. Scholz, 
Rechtsschutz gegen überlange Verfahrensdauer, in: 
SGb 2012, S. 19 ff. sowie F. Lummel, Das Gesetz 
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Diese Gesetze (wie die Kritik daran63) bele-
gen allerdings nur besonders eindringlich, 
daß auch dieser Anspruch dem Grunde nach 
völlig unstrittig sein mag, in seinem konkre-
ten Umfang aber der Jagd auf mystische 
Ungeheuer in sagenumwobenen Bergseen 
gleicht: Die angemessene Verfahrensdauer 
hängt ausweislich der Rechtsprechung cum 
grano salis vom Einzelfall ab64, und wie bei 
der Besoldung haben sich die Obergerichte 
bislang nur auf solche Zeiträume festge-
legt65, die sich ohne viel Begründungsauf-
wand als evident zu lang brandmarken lie-
ßen (etwa sechs Jahre für die Entscheidung 
über die Verfassungsbeschwerde eines Ab-
treibungsgegners, der mit der Etikettierung 
als „militant“ möglicherweise unverdient in 
die Nähe zur Sachlichkeit gerückt wird66). 

                                                                                                 
über den Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsver-
fahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren, in: 
Ad Legendum 2012, S. 223 ff. 
62  Dazu jetzt eingehend T. Barczak, Rechtsschutz 
bei Verzögerung verfassungsgerichtlicher Verfahren. 
Zugleich die Konturierung eines verfassungsrechtli-
chen Anspruchs auf Verzögerungsfolgenkompensati-
on, in: AöR 138 (2013), S. 537 (556 ff.); zudem T. I. 
Schmidt, Der Anspruch auf Entschädigung wegen un-
angemessener Verfahrensdauer und die Verzöge-
rungsbeschwerde, in: M. Breuer u.a. (Hrsg.), Der 
Staat im Recht. Festschrift Eckart Klein, 2013, S. 485 
ff. 
63  Statt aller Althammer/Schäuble, Rechtsschutz 
(Fn. 61), S. 7 sowie aus Rechtsanwaltssicht 
J. Heinisch, Anmerkung zu BGH (Urt. v. 14.11.2013 – 
III ZR 376/12 – NJW 2014, S. 220 ff.), in: NJW 2014, 
S. 224 f. 
64  BVerfGE 55, 349 (369); BVerfG (3. Kammer des 
Ersten Senats), BayVBl. 2013, S. 210 (210); BGH, 
NJW 2014, S. 220 (220 [Ls. 1], 222); st. Rspr. des 
EGMR: Entsch. v. 6.5.1981, Rs. 7759/77, Rn. 49 – 
Buchholz ./. Deutschland; Entsch. v. 13.7.1983, Rs. 
8737/79, Rn. 24 – Zimmermann und Steiner ./. 
Schweiz; Entsch. v. 23.4.1987, Rs. 9616/81, Rn. 66 – 
Erkner und Hofauer ./. Österreich. 
65  Die Rechtsprechung des EGMR weist vereinzelt 
auf eine Bearbeitungsfrist von einem Jahr pro Instanz 
als Faustregel hin, so Entsch. v. 26.11.2009, Rs. 
13591/05, Rn. 126 – Nazarov ./. Rußland. Aus der Li-
teratur F. Meyer, in: U. Karpenstein/F. Mayer (Hrsg.), 
EMRK, 2012, Art. 6 Rn. 77; Guckelberger, Entschädi-
gungsanspruch (Fn. 61), S. 290; kritisch J. Meyer-
Ladewig, EMRK, 3. Aufl. 2011, Art. 6 Rn. 199. 
66  EGMR, Entsch. v. 13.1.2011, verb. Rs. 397/07 u. 
2322/07, Rn. 57, Hoffer u. Ahnen ./. Deutschland, 
NJW 2011, S. 3353 (3355); zuvor BVerfGK 8, 89 – 
„Babycaust“. – Vgl. auch BVerfG (3. Kammer des Ers-
ten Senats), BayVBl. 2013, S. 210 (210): „Zwar lässt 
sich der Verfassung keine konkrete Vorgabe dafür 

Auch hier bleibt mithin die Erkenntnis übrig, 
dass mit diesem – kaum quantifizierbaren – 
Anspruch des Bürgers eine Pflicht des Staa-
tes (oder der Richterinnen und Richter? – 
dazu sogleich) korrespondiert, Sorge dafür 
zu tragen, dass Gerichtsverfahren in ange-
messener Zeit (und, so wäre zu ergänzen, in 
angemessener Auseinandersetzung mit den 
Fakten, dem geltenden Recht und dem Vor-
bringen der Beteiligten) beendet werden 
können67. Er lässt sich seinerseits kaum in 
Senaten, Kammern sowie Richterplanstellen 
ausmünzen. 

III. Insbesondere: Ausstattung und Erle-
digungszahlen 

Damit zu der aus Verfassersicht zentralen 
Fragestellung: Wenn die Verfassung nach 
alledem keine festen Zahlen für die Ausstat-
tung der Gerichte, die Besoldung der Richter 
und die angemessene Zeit bis zu einer Ent-
scheidung vorgibt, wer trägt dann die Last 
oder genauer das Risiko der Knappheit? Die 
Antwort setzt zunächst eine Klärung der je-
weiligen Rolle des parlamentarischen Sach- 
und des Haushaltsgesetzgebers (1. bzw. 2.) 
voraus, bevor konkret die Relevanz der 
Haushaltsentscheidung für die dienstlich ge-
schuldete „Erledigungsleistung“ der einzel-
nen Richterin oder des einzelnen Richters 
bestimmt werden kann (3.). 

1. Richten nach Recht: Steuerung der 
Rechtsprechung durch Parlaments-
gesetz 

Der Ausgangspunkt zum ersten Punkt ist 
klar: Die Rechtsprechung ist nach Art. 20 

                                                                                                 
entnehmen, innerhalb welchen Zeitraums nach Ab-
schluss der gerichtlichen Ermittlungen es zu einer 
mündlichen Verhandlung kommen muss. Aber jeden-
falls ein Abwarten von 30 Monaten genügt den ver-
fassungsrechtlichen Anforderungen nicht.“ Zuletzt im 
Überblick C. Steinbeiß-Winkelmann/T. Sporrer, 
Rechtsschutz bei überlangen Gerichtsverfahren. Eine 
Zwischenbilanz anhand der Rechtsprechung, in: NJW 
2014, S. 177 (178 ff.). 
67  Unstrittig: M. Sachs, in: ders., GG (Fn. 33), Art. 
20 Rn. 164; Schulze-Fielitz (Fn. 57), Art. 19 IV Rn. 85 
f., 111; EGMR (GK), Entsch. v. 27.6.2000, Rs. 
30979/96, Rn. 45, Frydlender ./. Frankreich; EGMR, 
Entsch. v. 3.4.2003, Rs. 37104/97, Rn. 73, Kitov ./. 
Bulgarien. Siehe ferner Meyer-Ladewig (Fn. 65), Art. 6 
Rn. 72. 
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Abs. 3 GG an „Gesetz und Recht“ gebunden 
(diese dunkle Doppelung, die Art. 97 Abs. 1 
nicht aufgreift bzw. auf die Gesetzesbindung 
reduziert, soll hier nicht weiter verfolgt wer-
den68). Dem liegt das Modell zugrunde, daß 
der parlamentarische Gesetzgeber unter 
Wahrung seiner Bindung an die Verfassung 
das Handlungsprogramm der Dritten Gewalt 
quasi diktiert69. Er gibt im materiellen Recht 
vor, wie Entscheidungen auszufallen haben, 
und kann im Prozessrecht den Weg dorthin 
steuern – im Rahmen dessen, was sich ein-
gedenk der begrenzten Steuerungsfähigkeit 
des geschriebenen Rechts tatsächlich leisten 
lässt70. Für den Rest vertraut das Grundge-
setz ausweislich seines Art. 92 den Richte-
rinnen und Richtern71. 

Das (materielle) Parlamentsgesetz ist nun 
auch der Ort, an dem legitimerweise das Ni-
veau an Rechtsschutz festgelegt wird – wie-
derum stets eingedenk der Vorgaben, die 
namentlich Art. 19 Abs. 4 GG bzw. dem 
Recht auf ein faires Verfahren72 zu entneh-

                                                           
68  Eingehend B. Hoffmann, Das Verhältnis von Ge-
setz und Recht. Eine verfassungsrechtliche und ver-
fassungstheoretische Untersuchung zu Art. 20 Abs. 3 
GG, 2003. 
69  Näher C. Schütz, Der ökonomisierte Richter. 
Gewaltenteilung und richterliche Unabhängigkeit als 
Grenzen Neuer Steuerungsmodelle in den Gerichten, 
2005, S. 71 f. 
70  Sehr viel Sympathie für diese Steuerungsfähig-
keit bei T. Herbst, Die These der einzig richtigen Ent-
scheidung: Überlegungen zu ihrer Überzeugungskraft 
insbesondere in den Theorien von Ronald Dworkin 
und Jürgen Habermas, in: JZ 2012, S. 891 ff. 
71  Unterstrichen von A. Heusch, in: B. Schmidt-
Bleibtreu/H. Hofmann/A. Hopfauf (Hrsg.), Grundge-
setz, 12. Aufl. 2011, Art. 92 Rn. 14. – Zu den Grenzen 
jetzt BGH, NStZ 2013, S. 655 – Rechtsbeugung durch 
Änderung und Ergänzung unvollständiger Urteilsgrün-
de; vgl. dazu die Anmerkungen v. N. Nestler, in: NStZ 
2013, S. 657 f. sowie J. Habetha/A. Windsberger, jM 
2014, S. 39 ff.; zu einem weiteren Fall H. Putzke, 
Wenn Richter über Richter richten, in: Legal Tribune 
Online v. 6.6.2012, 
http://www.lto.de/recht/hintergruende/h/bgh-hebt-
freispruch-auf-proberichter-wird-rechtsbeugung-
vorgeworfen/(abgerufen 1.2.2014). 
72  Üblicherweise in Art. 20 Abs. 3 GG i.V.m. Art. 
103 Abs. 1 GG bzw. Art. 2 Abs. 1 GG verortet; vgl. 
statt aller BVerfGE 26, 66 (71); 57, 250 (274); 79, 372 
(375); 86, 288 (317); 118, 212 (231); 122, 248 (271); 
130, 1 (25) sowie dazu H. Schulze-Fielitz, in: H. Dreier 
(Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, Bd. II, 2. Aufl. 
2006, Art. 20 (Rechtsstaat), Rn. 216 ff.; E. Schilken, 

men sind. Der Gesetzgeber kann dieses Ni-
veau gezielt senken – und hat dies in jünge-
rer Vergangenheit auch mehrfach getan; der 
Hinweis auf den flächendeckenden Einsatz 
von Einzelrichterinnen und -richtern73 wie die 
diversen Beschleunigungsgesetze74 möge 
hier genügen. Nun kann man über jeden die-
ser Schritte zumindest rechtspolitisch füglich 
streiten und im Einzelfall auch gravierende 
verfassungsrechtliche Bedenken hegen75. 
Gleichwohl ist die Bundesrepublik im europä-
ischen wie internationalen Vergleich gerade 
im Öffentlichen Recht nach wie vor ein 
rechtsschutzintensives Land76. Zugleich aber 
ist mit diesen Vorgaben des parlamentari-
schen Sachgesetzgebers abschließend der 
Kreis der Direktiven umschrieben, an denen 
sich richterliche Tätigkeit von Verfassung 
wegen orientieren muß oder präziser darf. 

2. Richten nach Richtern: Steuerung der 
Rechtsprechung durch die Ausstat-
tung 

Neben die Steuerung durch das materielle 
wie prozessuale Recht tritt das Haushaltsge-
setz als der Ort, an dem der parlamentari-

                                                                                                 
Gerichtsverfassungsrecht, 4. Aufl. 2007, § 8 Rn. 110; 
O. R. Kissel/H. Mayer, Gerichtsverfassungsgesetz, 7. 
Aufl. 2013, Einl. Rn. 221. 
73  Siehe nur die Einführung des „originären Einzel-
richters“ und „obligatorischen Einzelrichters“ durch 
Neufassung des § 348 ZPO bzw. Einführung des 
§ 348a ZPO mit Gesetz zur Reform des Zivilprozes-
ses (ZPO-RG) vom 27.7.2001 (BGBl. I S. 1887) 
m.W.v. 1.1.2002; dazu nur: F. Pukall, in: I. Saenger 
(Hrsg.), ZPO, 5. Aufl. 2013, § 348 Rn. 1 f. sowie ders., 
ebda., § 348a Rn. 1, 6. 
74  Siehe etwa das Erste Gesetz zur Modernisierung 
der Justiz vom 24.8.2004 (BGBl. I S. 2198) m.W.v. 
1.9.2004 oder das Zweite Gesetz zur Modernisierung 
der Justiz vom 22.12.2006 (BGBl. I S. 3416) m.W.v. 
31.12.2006. 
75  Vgl. nur A. Tschentscher, Indienstnahme der Ge-
richte für die Effizienz der Verwaltung, in: M. Demel 
u.a. (Hrsg.), Funktionen und Kontrolle der Gewalten, 
2001, S. 165 (189 ff.), der zumindest für eine verfas-
sungskonforme Auslegung der durch das (6.) Gesetz 
zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vor-
schriften v. 2.5.1996 (BGBl. I S. 656) geänderten 
VwGO plädiert. 
76  Siehe G. Sydow/S. Neidhardt, Verwaltungsinter-
ner Rechtsschutz. Möglichkeiten und Grenzen in 
rechtsvergleichender Perspektive, 2007, S. 21; vgl. zu 
dieser Einschätzung zuletzt Steinbeiß-
Winkelmann/Sporrer, Rechtsschutz (Fn. 66), S. 182 
sowie Tappert, Überforderung (Fn. 11), S. 15. 
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sche Gesetzgeber die Verteilung der Res-
sourcen auf die einzelnen Staatsfunktionen 
vornimmt und damit auch (erneut: 
legitimerweise) seinen jeweiligen Präferen-
zen Ausdruck verleiht77. Wie gesehen, ist er 
hierin vergleichsweise frei, ohne dass sich 
für einzelne Institutionen bzw. Funktionen ei-
ne Mindestausstattung oder gar ein fester 
Verteilungsschlüssel aus der Verfassung ab-
leiten ließe78. 

Konkret heißt das: Er kann mehr oder weni-
ger Gerichte vorsehen (so augenblicklich die 
– kontrovers diskutierten – Überlegungen in 
Mecklenburg-Vorpommern79) und eben auch 
mehr oder weniger Planstellen für Richterin-
nen und Richter bereitstellen80. Wie jeder 
anderen staatlichen Funktionseinheit kann er 
mithin grundsätzlich der Rechtsprechung 
zumuten, den gleichbleibenden oder sogar 
zunehmenden Arbeitsanfall mit weniger Res-
sourcen zu bewältigen. 

3. Richten nach Zahlen? Materielle 
(Fein-)Steuerung durch rein formelle 
Gesetze? 

Die entscheidende Frage ist nun die, welche 
Konsequenzen dies für den einzelnen Rich-
ter bzw. die einzelne Richterin hat resp. ha-
ben darf. Die Antwort muss aus der (sachli-
chen) richterlichen Unabhängigkeit, der 
Rechtsschutzgarantie und dem Gegen-
schluss aus der oben umrissenen Möglich-
keit des Sachgesetzgebers zur Fixierung 
bzw. Neujustierung des Rechtsschutzni-
veaus folgen. 

Beginnen wir mit der sachlichen Unabhän-
gigkeit i.S.v. Art. 97 Abs. 1 GG. Hier ist in der 
langjährigen Rechtsprechung der Richter-
dienstgerichte hinreichend klar herausgear-
beitet worden, dass sie – sofern das Gesetz 
                                                           
77  Im ersten Zugriff Wittreck, Verwaltung (Fn. 9), S. 
205, 302; Schilken, Gerichtsverfassungsrecht (Fn. 
72), Rn. 29, 259; Kissel/Mayer (Fn. 72), Einl. Rn. 170. 
78  Vgl. oben II.1. 
79  Siehe A. Peters, Gerichtsstrukturreform: Landtag 
sollte im Namen des Volkes entscheiden, in: DRiZ 
2013, S. 253 und A. Schöwe, Ein Land schafft sich 
ab: Gerichtsstruktur in Mecklenburg-Vorpommern, in: 
NJ 2013, S. 415 ff. 
80  Unterstrichen von Kissel/Mayer (Fn. 72), § 22 
Rn. 18. 

denn keine präzisen Vorgaben für das pro-
cedere enthält – insbesondere den Weg zur 
Entscheidung schützt81. Ob Richterinnen und 
Richter für ihre nach bestem Wissen und 
Gewissen getroffene Entscheidung eine wei-
tere Beweisaufnahme, eine weitere Juris-
Recherche, ein weiteres Gutachten, einen 
weiteren Blick in den Kommentar, eine weite-
re Nachfrage bei den Parteien oder eine 
schlichte Konsultation mit den Kolleginnen 
und Kollegen für nötig halten, können nur sie 
allein entscheiden. Das folgt im Grunde – 
wenn man etwa im Sinne des berühmten 
Diktums von Hugo Grotius unterstellen woll-
te, dass es eine so evolutionär unwahr-
scheinliche und in jeder Hinsicht sperrige Fi-
gur wie die richterliche Unabhängigkeit nicht 
geben sollte82 – aus basalen Grundregeln 
der Verfahrensrationalität (aber der Verfas-
ser schließt hier von einem Sein auf ein Sol-
len und bittet sogleich in aller Form um 
rechtsphilosophische Entschuldigung). 

Wenn die Gerichtsverwaltung in dem ein-
gangs erwähnten dienstgerichtlichen Verfah-
ren Recht hat bzw. behält, gilt dieser Satz 
aber nicht mehr. Denn dann wäre zwar nach 
wie vor die Einzelweisung, von einer Be-
weisaufnahme, einem Blick in den Kommen-
tar oder der Beiziehung von Akten eines 
möglicherweise aussagekräftigen Parallel-
verfahrens u.s.f. abzusehen, evident rechts-
widrig. Sie wäre aber gar nicht mehr nötig, 
weil angesichts der präzise vorgegebenen 
„Erledigungsleistung“ dem oder der Betroffe-
nen klar wäre, dass jeder „überobligatori-
sche“ Aufwand in dem einen Verfahren in 
dem anderen teuer bezahlt werden müsste, 
indem man selbst auf obligatorische Schritte 

                                                           
81  A. Seibert-Fohr, Judicial Independence in Ger-
many, in: dies. (Hrsg.), Judicial Independence in 
Transition, 2012, S. 447 (449); Schulze-Fielitz (Fn. 
33), Art. 97 Rn. 30; Meyer (Fn. 51), Art. 97 Rn. 15; 
Wittreck, Durchschnitt (Fn. 3), S. 3288. 
82  Siehe H. Grotius, De jure belli ac pacis libri tres 
(1625), Vorrede, Ziffer 11: „Et haec quidem quae iam 
diximus, locum aliquem haberent etiamsi daremus, 
quod sine summo scelere dari nequit, non esse 
Deum, aut non curari ab eo negotia humana“ (dt. in: 
H. Grotius, Drei Bücher vom Recht des Krieges und 
des Friedens, 1950, S. 33); vgl. dazu nur P. Negro, A 
topos in Hugo Grotius: „Etiamsi daremus non esse 
Deum“, in: Grotiana 19 (1998), S. 3 ff. 
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verzichten müsste. Die sich im einen Fall ge-
radezu aufdrängende Nachfrage macht nach 
dieser Logik die im anderen Fall gebotene 
Anhörung unmöglich, wenn „die Zahlen“ ins-
gesamt stimmen sollen. Richterinnen und 
Richter sollen sich nach diesem Ansinnen 
die eingedenk ihrer Unabhängigkeit verbote-
nen Einzelfallweisungen ganz offenbar selbst 
geben83. Wer das für ein funktionsfähiges 
Modell von Rechtsprechung hält, mag es per 
Gesetz (bitte nicht: per Übergriff einer ein-
zelnen Gerichtsspitze) einführen. Er sollte 
aber ehrlicherweise „Unabhängigkeit“ durch 
„effizienzorientierte und zahlenbasierte 
Sachbearbeiter-Fügsamkeit“ ersetzen. 

Der zentrale Lapsus – zweiter Schritt – in 
dieser richterrechtlichen Milchmädchenrech-
nung ist ein schlichter Anfängerfehler in der 
Prüfung der Adressierung der Grundrechts-
verpflichtung nach Art. 1 Abs. 3 GG84. Natür-
lich hat der Bürger einen Anspruch auf effek-
tiven Rechtsschutz, der wiederum ein An-
spruch auf Rechtsschutz in angemessener 
Zeit ist85. Er richtet sich aber letztlich an den 
Staat, nicht – zumindest nicht primär – an die 
einzelne Richterin und den einzelnen Richter 
als Individuum86. Stellt man nämlich in 

                                                           
83  Näher Wittreck, Durchschnitt (Fn. 3), S. 3290 f. 
84  Ein solcher unterläuft leider auch Thiele, Unab-
hängigkeit (Fn. 3), S. 430 ff. Denn er beginnt seine 
„Anwendung auf den Einzelfall“ mit einer Rechtsbe-
hauptung, die sich gleich in mehrfacher Hinsicht als 
defizitär erweist: „Hinsichtlich der gerügten Erledi-
gungszahlen kann zunächst einmal kein Zweifel daran 
bestehen, dass jeder Richter die Dienstpflicht hat, die 
ihm zugewiesenenen Rechtssachen in einem ange-
messenen Zeitraum zu erledigen.“ (S. 430). – Dazu in 
Kürze: Wer akademische Kraftworte wie „kein Zweifel“ 
bemüht, offenbart (erstens) nur allzu deutlich, daß 
ebensolche (aus guten Gründen) bestehen. Zweitens 
frappiert, daß der Satz den Urheber bzw. das aktive 
Element unterschlägt: Wer weist hier eigentlich zu: 
Der Gesetzgeber – die Gerichtsverwaltung – das Prä-
sidium? Und drittens wäre es hilfreich, wenn der Autor 
eine Norm nennt, aus der das folgen soll. – Gegen-
vorschlag des Verfassers: Wie das Bundesverfas-
sungsgericht unlängst bestätigt hat (BVerfG [1. Kam-
mer des Zweiten Senats], NJW 2012, S. 2334 [Rn. 17 
a.E.]), obliegt Richtern zunächst einmal die Dienst-
pflicht, pro Woche wie die Beamten ca. 40 Stunden 
(abhängig vom Landesrecht) zu arbeiten. Alles weite-
re wäre darzulegen, aber nicht zu behaupten. 
85  Vgl. oben II.3. 
86  Anfechtbar daher BbgVerfG, NVwZ 2010, S. 378 
(379), wonach die „Gerichte […] hiernach verpflichtet 

Rechnung, dass diese selbst Grundrechts-
träger sind, die wiederum rechtlich relevante 
persönliche Pflichten gegenüber Ehegatten, 
Partnern, Eltern und Kindern haben87, so 
kann der Staat seine Pflicht zur Rechts-
schutzgewährung nicht eins zu eins und 
quasi rückstandsfrei überwälzen wie die Ob-
liegenheit zum Schneeräumen88. Natürlich 
müssen auch Richterinnen und Richter die 
Maxime des effektiven Rechtsschutzes in je-
dem einzelnen Verfahren achten89 – sie dür-
fen eine einzelne Akte nicht einfach ohne 
Grund „liegenlassen“90, und natürlich trifft sie 
die Pflicht, eingedenk dieses Grundrechts 
ausnahmsweise einzuspringen, wenn eine 
Kollegin oder ein Kollege plötzlich erkrankt. 
Der letztgenannte Fall markiert aber zugleich 
eine wichtige Grenze: Es kann nicht Aufgabe 
der einzelnen Richterin oder des einzelnen 
Richters sein, strukturelle Defizite dauerhaft 
durch substantiell überobligatorische Leis-
tungen aufzufangen, die weder in der Besol-
dung abgebildet werden noch mit individuel-
len Pflichten und Bedürfnissen vereinbar 
sind. Wenn der Haushaltsgesetzgeber Stel-
len im richterlichen Dienst streicht, nimmt er 
Verzögerungen in der Rechtsschutzgewäh-

                                                                                                 
[sind], sämtliche ihnen zur Verfügung stehenden Mög-
lichkeiten der Verfahrensbeschleunigung zu nutzen“; 
vgl. auch Guckelberger, Entschädigungsanspruch 
(Fn. 61), S. 290: „Des Weiteren haben die einzelnen 
Richter und Präsidien der Gerichte für einen Rechts-
schutz innerhalb angemessener Zeit Sorge zu tra-
gen“. Wenigstens unglücklich ist vor diesem Hinter-
grund insbesondere die Konzeption der Verzöge-
rungsrüge i.S.d. §§ 198 ff. GVG und der §§ 97a 
BVerfGG, als sie ersichtlich von der unzutreffenden 
Annahme ausgeht, daß die Verfahrensdauer primär 
vom einzelnen Spruchkörper abhängt oder von die-
sem maßgeblich beeinflußt werden kann. Vgl. dem-
gegenüber nochmals BVerfG (3. Kammer des Ersten 
Senats), BayVBl. 2013, S. 210 (211): Aus Art. 19 Abs. 
4 GG folgt eine Obliegenheit der Länder. 
87  Hier sei lediglich auf Art. 6 Abs. 1 und 2 GG so-
wie auf Art. 8 EMRK verwiesen.  
88  Vgl. zu diesem Sachkomplex nur S. Adami, Win-
terdienst – Schneeräumen und Streuen bei Glätte, in: 
KommPrax BY 2003, S. 44 ff. 
89  Wie hier etwa grundlegend BVerfGE 77, 275 
(284); 88, 118 (125); siehe dazu auch Schilken, Ge-
richtsverfassungsrecht (Fn. 72), Rn. 105; Kis-
sel/Mayer (Fn. 72), § 16 Rn. 79 ff. 
90  Vgl. BGH, NJW-RR 1999, S. 426 (427); BGH, 
NJW-RR 2010, S. 270 (271 f.); OLG Dresden, NJW-
RR 2008, S. 936 (937); Wittreck, Durchschnitt (Fn. 3), 
S. 3289. 
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rung in Kauf. Wenn diese ein Ausmaß errei-
chen, das Individualrechte der Rechts-
schutzsuchenden tangiert, ist er derjenige, 
der sie in Gestalt von Amtshaftungsansprü-
chen zu spüren bekommt91. Alles andere wä-
re eine Rückkehr zum längst überwundenen 
„Besonderen Gewaltverhältnis“, in dem Rich-
terinnen und Richter sich durch Eintritt in das 
Näheverhältnis zum Staat ihrer Grundrechte 
begeben hätten92. Anders formuliert: Was in 
Freiburg buchstäblich vorexerziert wird, ist 
ein dezidiert überjähriges Richterrecht mit 
Kaskadenhelm und „Es ist erreicht“- Bart93. 

Wir sind noch nicht fertig. Oben wurde dar-
gelegt, dass der parlamentarische Sachge-
setzgeber das Rechtsschutzniveau grund-
sätzlich absenken kann. Warum soll dies 
nicht per Haushaltsgesetz möglich sein – der 
immerhin demokratisch legitimierte Urheber 
bleibt doch so oder so derselbe? Der zentra-
le Unterschied liegt auf der Hand: Wenn der 
Bundestag (oder ein Landtag) den Rechts-
schutz verkürzt, indem er Instanzenzüge ku-
piert, Prozessordnungen novelliert oder Aus-
führungsgesetze ändert, agiert er offen – und 
muss die entsprechende Kritik der Bürger 
fürchten94, die sich namentlich auf Landes-
ebene etwa in einem Volksbegehren mani-
festieren könnte95. Die Streichung von rich-

                                                           
91  Siehe BGHZ 170, 260 (267); vgl. dazu J. P. 
Terhechte, Zum Amtshaftungsanspruch bei Organisa-
tionsmängeln innerhalb der Dritten Gewalt, in: DVBl. 
2007, S. 1134 ff. sowie M. Breuer, Staatshaftung für 
judikatives Unrecht, 2011, S. 317 ff. 
92  Eingehend jetzt S. Graf Kielmannsegg, Grund-
rechte im Näheverhältnis. Eine Untersuchung zur 
Dogmatik des Sonderstatusverhältnisses, 2012. 
93  Zur korrespondierenden Geisteshaltung unüber-
troffen H. Mann, Der Untertan (1914/1918). 
94  Man denke hier auch an die – erfolgreichen – 
Proteste gegen die geplante Auflösung des Oberlan-
desgerichts Koblenz: E. Becht, Versuch und Justizre-
form: Der Kampf um den Erhalt des Oberlandesge-
richts und der Generalstaatsanwaltschaft Koblenz 
2011 – 2012, 2012. 
95  Beispiele aus Bayern wären der Volksentscheid 
zum Nichtraucherschutz (dazu B.M. Weixner, Nicht-
raucherschutz in Bayern. Der Weg eines erfolgreichen 
Volksbegehrens und Volksentscheids im Freistaat, in: 
L.P. Feld u.a. [Hrsg.], Jahrbuch für direkte Demokratie 
2010, 2011, S. 255 ff.) sowie das schon infolge seiner 
„Vorwirkung“ erfolgreiche Begehren gegen die Studi-
enbeiträge: G. Gass, Volksbegehren und Staatshaus-
halt. Zur Entscheidung des Bayerischen Verfassungs-
gerichtshofs vom 22.10.2012 über die Zulässigkeit ei-

terlichen Stellen im Haushaltsplan erfolgt 
hingegen stillschweigend oder eben 
klandestin – ist Ihnen hier schon einmal sub-
stantieller Protest begegnet, der nicht von 
unmittelbar Betroffenen ausging? Wer weni-
ger Rechtsschutz will, soll dazu offen stehen 
und es auch im Wortsinne verantworten, dies 
aber nicht abseits der Öffentlichkeit fiskalisch 
bzw. administrativ exekutieren96. 

IV. Schluss: „Dritte Gewalt und Geld“ als 
Paradigma für die Scheidung von 
Recht und Moral 

Wir kommen zum Schluss: Der Verfassung 
sind praktisch keine quantifizierbaren Vorga-
ben für die Ausstattung der Dritten Gewalt 
wie die Besoldung der Richterinnen und 
Richter zu entnehmen; der Versuch, solche 
Parameter durch die Gerichte formulieren zu 
lassen, führt in die Irre. Zweifelsfrei lässt sich 
der Verfassung hingegen entnehmen, dass 
die Richterschaft gegenüber den Bürgerin-
nen und Bürgern nicht die persönliche Ver-
antwortung dafür tragen kann, dass unge-
achtet einer objektiv unzureichenden Sach- 
und Personalausstattung „irgendwie“ im Inte-
resse der Rechtsschutzsuchenden (oder ei-
ner zahlenfixierten Gerichtsverwaltung?) Er-
ledigungsvorgaben erfüllt werden. 

Zugleich bleibt festzuhalten: Dass die au-
genblicklich obwaltende Besoldungspolitik 
nach hier vertretener Auffassung nicht in 
Bausch und Bogen verfassungswidrig ist, 
heißt keineswegs, dass sie richtig wäre. Hier 
ist daran zu erinnern, dass das Verhalten 
von Menschen wie Institutionen in einer aus-
differenzierten Gesellschaft an unterschiedli-
chen Normsystemen gemessen werden kann 
und muss, die jeweils über distinkte Sankti-
onsmechanismen verfügen. Wenn oben die 
derzeitige Richterbesoldung als „gering-
schätzig“ gekennzeichnet worden ist, bewe-

                                                                                                 
nes Volksbegehrens zur Abschaffung der Studienbei-
träge, in: apf – Ausbildung, Prüfung, Fachpraxis 2013, 
S. B9 ff. 
96  Es kommt der (rechtliche) Hinweis auf den Vor-
rang der außenwirksamen allgemeinen Gesetze hin-
zu, eingedenk dessen sich der Haushaltsgesetzgeber 
nicht von solchen Pflichten freizeichnen kann, die im 
materiellen Recht verankert sind: Siehe nur Heun (Fn. 
27), Art. 110 Rn. 31. 
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gen wir uns der Sache nach (mit Luhmann 
gesprochen) in der binären Codierung des 
gesellschaftlichen Subsystems Moral97. Und 
die Sanktionierung von Verstößen gegen 
solche moralische Regeln durch „fühlbare 
Mißbilligung“ (dies nun in Anlehnung an Max 
Weber)98 erfolgt nicht zuletzt durch den 
Stimmzettel. 

Anders gewendet (als letztes Zitat frei nach 
dem französischen Staatsmann 
Talleyrand)99: Die augenblickliche Richter-
alimentation ist schlimmer als ein Verfas-
sungsbruch – sie ist eine Dummheit. 
 
 
 
 

Justiz im Dialog 
 

Spektakuläre Prozesse gegen prominente 
Vertreter aus Politik, Wirtschaft und Gesell-
schaft haben die Arbeit der Justiz in diesem 
Jahr mehrfach in den Fokus der Öffentlich-
keit gerückt. Es stellt sich die Frage, wie gut 
die Justiz tatsächlich aufgestellt ist. Welchen 
Herausforderungen und Anforderungen hat 
sie sich zu stellen, um zukunfts- und leis-
tungsfähig zu bleiben? Mit welchen Proble-
men haben Richter und Staatsanwälte zu 
kämpfen? Hierüber möchte die Justiz disku-
tieren, und zwar im Rahmen einer Vortrags-
reihe „Justiz im Dialog“.  

Nachfolgend die Liste der nächsten Veran-
staltungen:  

 

                                                           
97  Näher N. Luhmann, Das Recht der Gesellschaft, 
1993, S. 78 f. 
98  M. Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, 1972, S. 
17 und dazu nur T. Raiser, Grundlagen der Rechtsso-
ziologie, 6. Aufl. 2013, S. 89. 
99  Der Außenminister Napoleons I. kommentierte 
dessen Befehl, den Herzog von Enghien 1804 aus 
Baden entführen und anschließend in Vincennes exe-
kutieren zu lassen, der Überlieferung zufolge mit den 
Worten „C’est plus qu’un crime, c’est une faute“; vgl. 
zur Affäre jetzt J. Willms, Talleyrand. Virtuose der 
Macht 1754-1838, 2013, S. 146 ff. 

GENERALIST VS. SPEZIALIST: ANFORDE-
RUNGEN AN EINE LEISTUNGSFÄHIGE 
JUSTIZ 

12. Juni 2014, 17 Uhr in Hannover, Altes 
Rathaus  

Eingangsstatement:   

Wolfgang Scheibel, Staatssekretär im  Nieder-
sächsischen Justizministerium  

Podium:   

Dr. Peter Götz von Olenhusen, Präsident des  
Oberlandesgerichts  Celle  

Dr. Thomas Remmers, Präsident der 
Rechtsanwaltskam mer  Celle  

Vertreter IHK Hannover (angefragt)  

Moderator:   

Peter Mlodoch, Journalist  

Anmeldung unter: 
nrb.geschaeftsstelle@justiz.niedersachsen.de  

 

ÖFFENTLICHKEIT IM GERICHT: 
KONTROLLE, INFORMATION ODER 
ENTERTAINMENT? 

2. Juli 2014, 18 Uhr in München, Künstler-
haus am Lenbachplatz 

Eingangsstatements:  

Frank Bräutigam; ARD-Rechtsexperte  

Andrea Titz, stellvertretende Vorsitzende des 
Deutschen Richterbundes und Sprecherin des 
Oberlandesgerichts München 

Podium: 

Thomas Bott, Vorsitzender Richter am Landge-
richt München II 

Dipl.-Psych. Dr. Monika Aymans, Gesellschaft für 
wissenschaftliche Gerichts- und Rechtspsycho-
logie 

Andreas von Máriássy, Rechtsanwalt  

Moderator:  

Martin W. Huff, Rechtsanwalt und Journalist 

Anmeldung unter info.bayrv@gmx.de



18  MHR 2/2014 

 

STANDORTVORTEIL JUSTIZ: ZWISCHEN 
ANSPRUCH UND WIRKLICHKEIT 

25. September 2014, 18 Uhr in Hamburg, 
Bucerius Law School 

Eingangsstatement:  

Professor Dr. Hans-Jörg Schmidt-Trenz, Haupt-
geschäftsführer der Handelskammer Hamburg 

Podium: 

Professor Dr. Hans-Jörg Schmidt-Trenz, Haupt-
geschäftsführer der Handelskammer Hamburg 

Birgit Gantz-Rathmann, ehemals Vorstand Per-
sonal und Recht bei DB cargo, jetzt Deutsche 
Bahn AG, Ombudsfrau 

Dr. Marc Tully, Vorsitzender des Hamburgischen 
Richtervereins und Vorsitzender Richter am 
Landgericht Hamburg 

Friedrich-Joachim Mehmel, Vorsitzender des 
Vereins “Rechtsstandort Hamburg” und Vorsit-
zender Richter am Verwaltungsgericht Hamburg 

Conclusio:  

Otmar Kury, Präsident der Rechtsanwaltskam-
mer Hamburg 

Moderatorin:  

Claudia Venohr, NDR Info (angefragt) 

Anmeldung unter: geschaeftsstel-
le@richterverein.de 

 

PARALLELJUSTIZ. RANDERSCHEINUNG 
ODER GEFAHR FÜR DEN RECHTSTAAT 

4. November 2014, 19.30 Uhr in Berlin, 
Mendelssohn-Remise am Gendarmenmarkt  

Eingangsstatement:  

Andrea Titz , stellvertretende Vorsitzende des 
Deutschen Richterbundes und Sprecherin des 
Oberlandesgerichts München  

Podium:  

Barbara Loth , Staatssekretärin der Senatsver-
waltung für Arbeit, Integration und Soziales in 
Berlin  

Professor Dr. Patrick Sensburg , Mitglied des 
Deutschen Bundestages  

Sjors Kamstra , Oberstaatsanwalt, Leiter der Ab-
teilung OK der Staatsanwaltschaft Berlin  

Sebastian Laudan , Leitender Kriminaldirektor, 
Leiter der Abteilung OK und Bandendelikte der 
Polizei Berlin  

Seyran Ateş , Rechtsanwältin  

Conclusio:  

Christoph Frank , Vorsitzender des Deutschen 
Richterbundes und Oberstaatsanwalt in Freiburg  

Moderator:  

Dr. Joachim Wagner, Journalist  

Anmeldung unter: info@drb.de   

 

Red. 

 
 
 

Hindenburg wird ent-

sorgt 
 
Als am 2. August 1934 der damalige Reichs-
präsident Paul von Hindenburg verstarb, 
schrieb Thomas Manns Schwiegermutter 
Hedwig Pringsheim, eine kluge gebildete 
Frau aus einer hochgeachteten jüdischen 
Familie, an ihre Tochter Katja: „Der gute alte 
Hindenburg, den wir so treu gewählt haben, 
ist in die Ewigkeit eingegangen und wir trau-
ern.“ Achtzig Jahre später ist aus dem! “gu-
ten alten Hindenburg“ für die SPD, die 
GRÜNEN, DIE LINKE und den Südschles-
wigschen Wählerverein in der schleswig-
holsteinischen Landeshauptstadt Kiel ein bö-
ser geworden: Das Hindenburgufer verlor 
seinen Namen und wurde zur „Kiellinie“. Es 
war nicht die erste Umbenennung. Auch in 
anderen Städten und Gemeinden waren poli-
tische Putzkolonnen am Werk, so z.B. in 
Münster in Westfalen. Hindenburg wurde 
entsorgt. Es steht zu befürchten, dass diese 
aus politischer Korrektheit und historischer 
Unwissenheit genährte Bilderstürmerei nicht 
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aufhören wird bis auch das letzte Straßen-
schild gereinigt ist, immer mit dem Argument, 
Hindenburg habe Hitler an die Macht ge-
bracht. Was ist die Wahrheit? 
 
Unbestreitbar ist jedenfalls, dass Hindenburg 
im August 1914 Ostpreußen vor der Beset-
zung durch die russischen Armeen bewahrt 
hat, womit den Menschen in Ostpreußen 
vermutlich viel Leid erspart geblieben ist. Aus 
der Rettung Ostpreußens kann Hindenburg 
selbst von politisch Linksstehenden kein 
Vorwurf gemacht werden; denn es handelte 
sich bei den Angreifern um Truppen des Za-
ren von Russland, und die These von der Al-
leinschuld Deutschlands am Ersten Weltkrieg 
hat sich inzwischen – interessanterweise vor 
allem durch Forschungen ausländischer His-
toriker – als Mythos erwiesen. 
 
Tiefgreifende Kritik an Hindenburg kann sich 
also, wenn überhaupt, nur aus seiner Amts-
führung in der Zeit der Weimarer Republik 
als Reichspräsident ergeben. Zur Erinne-
rung: Paul von Hindenburg war 1925 als 
Nachfolger von Friedrich Ebert (SPD) zum 
Reichspräsidenten gewählt worden. In der 
zeitgenössischen staatsrechtlichen Beurtei-
lung werden Hindenburg und Ebert einander 
gleichgestellt: „beide von ehernem Pflichtge-
fühl beseelte, aufrechte Männer von schlich-
ter Größe und vorbildlicher Gewissenhaftig-
keit, klug, bedächtig, behutsam, maßvoll, mit 
feinem Takt über dem Parteigetriebe von ho-
her Warte aus als treue Hüter der Verfas-
sung wachend, innerhalb der verfassungs-
mäßigen Befugnisse leitend und ratend, 
ausgleichend und mäßigend tätig… Gerech-
terweise muss der Erfolg ihrer Tätigkeit an 
der Schwere der Arbeit gemessen werden“ 
(Heinrich Pohl, in: Handbuch des Staats-
rechts, Bd. 1, 1930, S. 502). Wie viele seiner 
Mitbürger war Hindenburg in seinem Herzen 
wohl ein Monarchist, hatte aber 1918 den 
Thronverzicht des Kaisers befürwortet und 
hat als Reichspräsident loyal zur Republik 
gestanden. Bemerkenswert – aber in 
Deutschland heute kaum bekannt – ist in 
diesem Zusammenhang, dass die Universität 
Oxford im Frühjahr 1932 beschloss, Hinden-
burg einen Ehrendoktor zu verleihen, weil 

dessen standhafte Verteidigung der Weima-
rer Verfassung ihm in Großbritannien Aner-
kennung eingebracht hatte. Zur Realisierung 
des Beschlusses kam es nur deshalb nicht, 
weil man Hitler als Hindenburgs Rivalen 
beim Kampf um das Amt des Reichspräsi-
denten nicht beleidigen wollte und die wach-
sende Unterstützung Hitlers in der deutschen 
Bevölkerung nicht ignorieren mochte. 
 
Im selben Jahr hatte sich eine breite Volks-
initiative unter dem Motto „Das Volk will Hin-
denburg“ für seine Wiederwahl zum Reichs-
präsidenten ausgesprochen. Unter den Initia-
toren befanden sich z.B. Gustav Noske, Ge-
rhart Hauptmann, Max Liebermann und Max 
Slevogt, später auch Konrad Adenauer und 
Ernst Robert Curtius. Der zunächst noch zö-
gernde, im 84. Lebensjahr stehende Hinden-
burg, wurde schließlich durch die über zwei 
Millionen Unterschriften, die sich in den von 
der „Frankfurter Zeitung“ aufgelegen Eintra-
gungslisten für seine Kandidatur ausgespro-
chen hatten, bewogen, seine erneute Kandi-
datur zu erklären. Hindenburg trat gegen Hit-
ler und gegen Thälmann an; der zweite 
Wahlgang wurde zu einem Triumph 
Hindenburgs (19,3 Millionen Stimmen) und 
zu einer Niederlage Hitlers (13,4 Millionen 
Stimmen – eine Niederlage, die Hitler dem 
Wahlsieger nicht verzeihen würde. 
 
Aber: Die braune Flut stieg. Der Reichstag 
war gelähmt. Die innenpolitischen Turbulen-
zen, verschärft durch die Weltwirtschaftskri-
se, führten zur Bildung von Präsidialkabinet-
ten (Franz von Papen, Kurt von Schleicher). 
Eine Koalition von NSDAP mit Deutsch-
Nationaler Volkspartei bot sich als vermeint-
licher Retter aus der Krise an. So kam es, 
dass Hitler von Hindenburg am 30. Januar 
1933 zum Reichskanzler ernannt wurde, ein 
Schritt, den Hindenburg nur zögernd, wider-
willig und unter dem Druck einflussreicher 
Kreise ging, ein Schritt, der heute als unver-
zeihlich kritisiert wird. Nur: Was war damals 
die Alternative? Konnte oder musste man 
sogar zu jenen Zeitpunkt (nicht: heute) wis-
sen, was sich daraus entwickeln würde? 
Hans Sahl, 1902 als Sohn eines jüdischen 
Industriellen in Dresden geboren, erfolgrei-
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cher Film-, Theater- und Literaturkritiker in 
den 20er Jahren, schreibt dazu in seinem 
Buch „Die Wenigen und die Vielen“: „Es war 
alles legal zugegangen. Der Präsident hatte 
den Vertreter der stärksten Partei mit der Bil-
dung der neuen Regierung beauftragt. Sollte 
der Mann seiner Aufgabe nicht gewachsen 
sein, so würde man ihn ganz einfach abset-
zen. Schluss. Nur nicht die Nerven verlieren. 
Es wird nichts so heiß gegessen, wie es ge-
kocht wird.“ Selbst der Vorsitzende der SPD-
Fraktion im Reichstag, Rudolf Breitscheid, 
erklärte, Hitler sei „Reichskanzler auf lega-
lem Wege geworden, nicht durch einen 
Putsch, durch einen Marsch auf Berlin.“ 
Deshalb wolle man, so Breitscheid, „den 
Kampf auf dem Boden der Verfassung füh-
ren“; wenn Hitler „die demokratische Maske 
abwirft“ gelte die Losung: „Bereit sein ist al-
les“. Wie wir heute wissen, waren nur Hitler 
und seine Gefolgsleute bereit zu allem. 
Breitscheid wurde 1944 im KZ Buchenwald 
ermordet. 
 
Am 1. August 1934 erließ die Hitler-
Regierung ein Gesetz, durch welches das 
Amt des Reichspräsidenten mit dem des 
Reichskanzlers Adolf Hitler vereinigt wurde. 
Das Schamlose an diesem Gesetz war sein 
§ 2: „Dieses Gesetz tritt mit Wirkung von 
dem Zeitpunkt des Ablebens des Reichsprä-
sidenten von Hindenburg in Kraft.“ Der zu 
diesem Zeitpunkt noch lebende Hindenburg 
wurde damit schon als Toter behandelt. 
 
Nun – im Jahre 2014 – wird Hindenburgs 
Name auf Straßenschildern getilgt. Wir leben 
in einem Land, in dem ein Hindenburgufer in 
Kiel umbenannt wird, eine Ilja-Ehrenburg-
Straße in Rostock aber ihren Namen behält. 
 
Ingo von Münch 

Der Autor, emeritierter Professor für Öffentliches 
Recht, war von 1987-1991 Zweiter Bürgermeister und 
Wissenschafts- und Kultursenator Hamburgs.  

Der vorstehende Beitrag ist erschienen als Gastkom-
mentar unter dem Titel „Wird Hindenburg zu Recht 
getilgt?“ in der Preußischen Allgemeinen Zeitung Nr. 7 
vom 15.02.2014, S. 8. Der Abdruck erfolgte mit 
freundlicher Genehmigung des Verlages.  

Elektronischer Rechts-

verkehr und elektroni-

sche Akte 

„Die Justiz kommt mit dem Gesetz zur För-
derung des elektronischen Rechtsverkehrs 
im 21. Jahrhundert an“ – so titelte in der 
Ausgabe der MHR 4/2013 unsere Schleswig-
Holsteinische Kollegin Marion Koll. Viele un-
serer Kolleginnen und Kollegen fragen sich 
sicher, in welchem Zeitrahmen und vor allem 
auf welche Art und Weise die gute alte Pa-
pierakte durch die elektronische ersetzt wer-
den soll. Wer kümmert sich um die Umset-
zung und was genau ist geplant? 

Zur Beantwortung dieser Fragen sind im In-
tranet (siehe fhhportal.stadt.hamburg.de/ 
websites/ Justiz/ forumSTAR/ erv-info/ Sei-
ten/ default.aspx) verschiedene Info-Seiten 
verfügbar, aus denen ich nachfolgend die 
wichtigsten Punkte zusammengefasst habe. 
Zunächst sollen noch einmal die rechtlichen 
Rahmenbedingungen skizziert werden (zu 
denen sich im Intranet ebenfalls weitere In-
formationen finden).  

 

Das eJustice-Gesetz 

Mit dem am 16. Oktober 2013 veröffentlich-
ten "Gesetz zur Förderung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs mit den Gerichten" 
hat der Bundestag den Auftakt zur beschleu-
nigten und flächendeckenden Einführung des 
elektronischen Rechtsverkehrs mit den Ge-
richten gesetzt. Zentrales Ziel des Gesetzes 
ist es, ab spätestens 1. Januar 2022 bun-
desweit in fast allen Verfahrensarten für so 
genannte professionelle Einreicher (z. B. 
Rechtsanwälte) die Einreichung von verfah-
rensbezogenen Dokumenten verpflichtend 
zu machen.  

Für eine Reihe von Verfahren, hier seien 
insbesondere diejenigen nach ZPO und 
FamFG hervorgehoben, sieht das auch so 
genannte "eJustice-Gesetz" einen gestuften 
Zeitplan für die Ersetzung der papiergebun-
denen durch die elektronische Kommunikati-
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on vor. Bis zum 1. Januar 2018, hilfsweise 
2019 oder 2020, sollen die ordentlichen Ge-
richte (mit Ausnahme der Verfahren nach 
StPO), Arbeits-, Verwaltungs-, Sozial- und 
Finanzgerichte bereit sein, auf bestimmten 
Kommunikationswegen Dokumente elektro-
nisch entgegen zu nehmen. Ab spätestens 
2022 sollen Rechtsanwälte, Behörden und 
andere Rechtsprofis keine papiernen Schrif-
ten, sondern Dokumente nur noch elektro-
nisch einreichen dürfen. 

Während für die Einreichungen ans Gericht 
die elektronische Form für den betroffenen 
Personenkreis dann einzig zulässig sein soll, 
steht es nach dem Gesetz zur Förderung des 
elektronischen Rechtsverkehrs den Gerich-
ten frei, gerichtliche Dokumente auf Papier 
oder elektronisch zu versenden.  

Schon seit einigen Jahren ist es den Ländern 
eröffnet (z. B. in § 130a ZPO), den elektroni-
schen Zugang zu den Gerichten zu eröffnen. 
Die Verordnungsermächtigung sollte den 
Ländern die Gelegenheit geben, mittelfristig 
den elektronischen Rechtsverkehr zu eröff-
nen. Die Bestandsaufnahme hat aber ge-
zeigt, dass nur einige Länder davon Ge-
brauch gemacht haben. So hat z. B. im Be-
reich der streitigen Verfahren Hamburg nur 
beim Finanzgericht den elektronischen 
Rechtsverkehr eröffnet.  

Vor diesem Hintergrund haben Bund und 
Länder das Gesetz zur Förderung des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs auf den Weg ge-
bracht, das nunmehr einen zwingenden Zeit-
plan für eine flächendeckende Eröffnung des 
elektronischen Rechtsverkehrs vorsieht. Um 
den Ländern Gestaltungsspielraum zu ge-
ben, können sie durch Rechtsverordnung 
zum einen den Zeitpunkt für die Eröffnung 
der elektronischen Zugänge zu den Gerich-
ten am 1. Januar 2018 um ein oder zwei Jah-
re hinauszuschieben oder (in bestimmten 
Fällen auch: und) den Zeitpunkt, ab dem 
Anwälte und andere Rechtsprofis nur noch 
auf elektronischem Wege Dokumente einrei-
chen können, von 1. Januar 2022 um ein 
oder zwei Jahre vorzuziehen. 

Überlegungen dazu, wie verfahrensbezoge-
ne Dokumente elektronisch auf sicherem 
Wege eingereicht werden können, haben 

dazu geführt, dass neben die qualifizierte 
elektronische Signatur nach dem Signatur-
gesetz auch andere "sichere Übermittlungs-
wege" in Verbindung mit (andersartigen) 
Signaturen treten (z. B.: das "besondere 
elektronische Anwaltspostfach", "De-Mail"). 
Mit dem besonderen elektronischen An-
waltspostfach sollen den Rechtsanwälten die 
elektronische Übermittlung von Dokumenten 
an die Gerichte und der Empfang erleichtert 
werden. Ab 2016 muss die Bundesrechtsan-
waltskammer jedem zugelassenen Rechts-
anwalt ein besonderes elektronisches An-
waltspostfach zur Verfügung stellen. 

Neben der Festlegung bestimmter Kommu-
nikationswege und des Zeitplans für die Er-
öffnung des elektronischen Rechtsverkehrs 
legt das Gesetz zur Förderung des elektroni-
schen Rechtsverkehrs mit den Gerichten 
weiter u. a. Beweisregeln für gescannte öf-
fentliche Urkunden fest. Eine greifbare Ver-
änderung tritt am 1. Juli 2014 in Kraft: für Zu-
stellungszwecke werden nicht mehr Ausferti-
gungen, sondern beglaubigte Abschriften 
von gerichtlichen Entscheidungen zu erstel-
len sein. Die Beglaubigungen dürfen ein-
schließlich Gerichtssiegel maschinell aufge-
bracht werden. Damit soll ermöglicht werden, 
gerichtliche Dokumente über zentrale Dru-
cker auszugeben.  

 

Die ERV-Gesamtstrategie 

Mit dem "eJustice-Gesetz" verfolgen die Jus-
tizministerien von Bund und Ländern die so 
genannte "ERV-Gesamtstrategie" (ERV = 
elektronischer Rechtsverkehr), die neben der 
elektronischen Erreichbarkeit der Gerichte 
für Schriftstücke eine ganze Reihe von Maß-
nahmen anstrebt, um schließlich einen opti-
mal elektronisch unterstützten Arbeitsablauf 
einschließlich der Arbeit mit elektronischen 
Akten zu erreichen.  

Zur Organisation der Umsetzung der „ERV-
Gesamtstrategie“ in den Verfahrensberei-
chen von Amtsgericht, Landgericht und Han-
seatischem Oberlandesgericht haben die 
eben benannten Gerichte im Dezember 2012 
mit der Justizbehörde vereinbart, ein Vorpro-
jekt "Umsetzung der ERV-Gesamtstrategie 
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und forumSTAR" mit der Vorbereitung der 
Einführung des elektronischen Rechtsver-
kehrs und der elektronischen Aktenführung 
zu beauftragen. Im Frühjahr 2013 hat das 
Vorprojekt seine Arbeit aufgenommen. Es ist 
für die Bereiche zuständig, die mit 
forumSTAR arbeiten. – Ob mit der Beauftra-
gung dieses Vorprojekts bereits eine endgül-
tige Entscheidung für die Verwendung der 
Software forumSTAR bei der Umsetzung der 
ERV-Gesamtstrategie getroffen ist, ließ sich 
den verfügbaren Informationen explizit nicht 
entnehmen.  

Neben dem genannten Vorprojekt bestehen 
weitere Projekte zur Umsetzung der ERV-
Gesamtstrategie: 

 für die Registergerichte einschließlich 
Grundbuchamt und Mahngericht,  

 für die Fachgerichte (Sozial-, Verwal-
tungs-, Arbeits- und Finanzgerichte),  

 für die Vollstreckungsgerichte (soweit oh-
ne forumSTAR) und das Insolvenzgericht, 

 für die Staatsanwaltschaft. 

Auf der Ebene der Justizbehörde ist ein 
Koordinationsprojekt angesiedelt. Die Pro-
jektleiter von Koordinationsprojekt und der 
Umsetzungsprojekte treffen sich monatlich 
einmal zur Abstimmung ihrer Aktivitäten.  

 

Elektronischer Rechtsverkehr mit 
forumSTAR 

Nach den gesetzlichen Vorgaben müssen 
die Gerichte ab 2018 bereit sein, elektroni-
sche Sendungen über ein elektronisches 
Postfach entgegen zu nehmen. Die Versen-
dung von elektronischen Dokumenten durch 
die Gerichte ist nicht vorgeschrieben. Jedoch 
können und sollen die Vorteile genutzt wer-
den, die sich aus der Möglichkeit ergeben, 
Dokumente durch die Gerichte auch elektro-
nisch zu versenden.  

forumSTAR soll daher nach den im Intranet 
verfügbaren Informationen so erweitert wer-
den, dass aus der Reinschriftenproduktion 
und auch der Verfahrensmaske (z. B. Kurz-
textsystem) heraus Dokumente elektronisch 

versendet werden können und nicht mehr 
ausgedruckt werden müssen, wenn die Emp-
fänger über ein entsprechendes elektroni-
sches Postfach verfügen.  

Da ab 2016 alle Rechtsanwälte über ein 
passendes elektronisches Postfach ("beson-
deres elektronisches Anwaltspostfach") ver-
fügen, könnten also elektronisch eingegan-
gene Sendungen und Dokumente des Ge-
richts in elektronischer Form an Anwälte ver-
sendet werden. Vor allem, was ohnehin 
schon elektronisch vorliegt (elektronische 
Dokumente von Verfahrensbeteiligten und 
des Gerichts), bräuchte nicht mehr ausge-
druckt werden, wenn der Empfänger über ein 
elektronisches Postfach erreichbar ist. 

 

Anpassung von Geschäftsabläufen 

Andererseits müssen elektronisch eingegan-
gene Dokumente für die papierne Akte und 
für Parteien, die nicht über ein elektronisches 
Postfach erreichbar sind (z. B. nicht anwalt-
lich vertretene Parteien), ausgedruckt wer-
den.  

Der Umgang mit elektronischen Dokumenten 
und das Erfordernis, auch von Anwälten ein-
gereichte Dokumente auszudrucken, müssen 
als Aufgaben möglichst optimal in die beste-
hende Gerichtsorganisation eingepasst wer-
den. Das Projekt "Umsetzung der ERV-
Gesamtstrategie" befasst sich daher auch 
mit den bestehenden und den absehbaren 
künftigen Geschäftsabläufen: Die Arbeits-
schritte würden im Einzelnen untersucht und 
unter Einbeziehung von Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der betroffenen Bereiche in ei-
ner Arbeitsgruppe "Geschäftsprozesse" dis-
kutiert, um zu möglichst optimalen Vorschlä-
gen für die Einbettung der neuen Aufgaben-
stellungen zu kommen 

 

Anpassung der Arbeitsplatzausstattung 

Der vermehrte Umgang mit elektronischen 
Dokumenten werde – so die Projektgruppe – 
zu einer verbesserten Ausstattung der Ar-
beitsplätze führen. Dies sei unter Beteiligung 
einiger Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus 
den betreffenden Verfahrensbereichen in ei-
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ner Arbeitsgruppe "Arbeitsplatzausstattung" 
erörtert worden und habe zu konkreten Vor-
schlägen und daran anschließend zu Verein-
barungen mit den IT-Abteilungen der Gerich-
te geführt:  

Zunächst solle im Rahmen der regelmäßigen 
Ersatzmaßnahmen für PCs die Ausstattung 
mit größeren Bildschirmen vorangetrieben 
werden. Anwender mit dem Bedarf, mit elekt-
ronischen Dokumenten auch außerhalb des 
Dienstzimmers zu arbeiten (z. B. Rechtspfle-
gerinnen und Rechtspfleger, die Anhörungen 
vor Ort durchführen, und Richterinnen und 
Richter), sollen nach dem derzeitigen Stand 
der Planung statt eines PCs ein tragbares 
Gerät erhalten (daneben werde es weiterhin 
einen großen Monitor, Tastatur und Maus 
geben).  

 

Elektronische Aktenführung 

Wenn - insbesondere im Anwaltsprozess - 
elektronische Dokumente dominieren, wird 
sich immer mehr die Frage stellen, ob wei-
terhin mit einer Akte aus Papier gearbeitet 
werden soll. Politisch gewollt und nach der 
Einführung des ausschließlich elektronischen 
Austauschs von Dokumenten mit Rechtsan-
wälten und Behörden auch sinnvoll ist dann 
der Umstieg auf die elektronische Aktenfüh-
rung. Damit kann vermieden werden, dass 
elektronisch auszutauschende Dokumente 
eigens für die Akte ausgedruckt werden 
müssen. 

Ein wesentlicher Punkt ist hierbei – wie die 
Projektgruppe betont – die technische Seite: 
Ein Umstieg auf die elektronische Aktenfüh-
rung setze unter anderem eine stabile und 
zuverlässige IT-Infrastruktur voraus. Die Ar-
beit mit der elektronischen Akte setze eine 
Softwareumgebung voraus, die die Anwen-
derinnen und Anwender optimal dabei unter-
stützt, mit der elektronischen Akte zu arbei-
ten. Die Software müsse so leicht zu bedie-
nen und mit hilfreichen Funktionen ausge-
stattet sein, dass der Wunsch, Dokumente 
auszudrucken, möglichst selten aufkommt.  

 

Zeitplan 

Während das "eJustice-Gesetz" die Bereit-
schaft der Gerichte, elektronische Dokumen-
te entgegen zu nehmen, für 2018 vorsieht, 
können die Zeitpunkte  

 für den elektronischen Versand von Do-
kumenten durch die Gerichte und 

 für den Einstieg in die eletronische Akten-
führung 

im Rahmen der Projektplanung bestimmt 
werden. Da forumSTAR nach den Informati-
onen im Intranet bereits 2014 in die Lage 
versetzt sein werde, Dokumente elektronisch 
zu versenden, solle der Zeitpunkt für den 
Versand elektronische Versand von Doku-
menten eher früher sein. Da die elektroni-
sche Aktenführung erst Sinn mache, wenn 
die aktenrelevanten Inhalte weitgehend 
elektronisch vorliegen, sei nach derzeitigem 
Stand mit der Einführung der elektronischen 
Aktenführung eher später zu rechnen.  

 

Alles geht nur mit den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern  

Elektronischer Rechtsverkehr und - vielleicht 
noch mehr - die elektronische Aktenführung 
setzen für ein reibungsloses Funktionieren 
die Bereitschaft der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter voraus, mit den Neuerungen um-
zugehen. Daher sollen – so die Projektgrup-
pe – die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
frühzeitig in den Planungs- und Einführungs-
prozess eingebunden werden:  

 Die Personal- und Richterräte sollen in 
regelmäßig stattfindenden Gesprächs-
terminen auf dem Laufenden gehalten 
werden.  

 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sollen in 
Arbeitsgruppen mitwirken, in denen be-
stimmte Gesichtspunkte aufgearbeitet 
werden. 

 In einer ersten Präsentationsrunde wird 
derzeit Geschäftsleitern und den unmit-
telbar nachgeordneten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern das Projekt vorgestellt. 
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 Es sollen weitere Informationsveranstal-
tungen vorbereitet werden.  

 Im Rahmen des vorliegenden Intranet-
Angebots sollen Informationsmaterialien 
und aktuelle Entwicklungen zugänglich 
gemacht werden. 

 

Projektorganisation 

Das vorliegende Projekt ist von den Präsi-
dentinnen und Präsidenten der drei ordentli-
chen Gerichte beauftragt worden. Grundle-
gende Entscheidungen werden in einem 
Lenkungskreis getroffen, dem die Spitzen 
der drei ordentlichen Gerichte sowie ein Ver-
treter der Justizbehörde angehören. Perso-
nal- und Richterräte werden an den 
Zusammenkünften der Lenkungsgruppe be-
teiligt. Die laufende Steuerung des Projekts 
nehmen die Vizepräsidentinnen und Vize-
präsidenten von Amtsgericht, Landgericht 
und Oberlandesgericht vor. Das Projekt wird 
derzeit von Richter am Landgericht Dr. Immo 
Graf durchgeführt. 

 

Ansprechpartner 

Für Fragen, Sorgen und Anregungen zu dem 
Projekt "Umsetzung der ERV-
Gesamtstrategie und forumSTAR" ist An-
sprechpartner Herr RiLG Dr. Immo Graf, 
Landgericht Hamburg.  

 

 

Tim Lanzius 

 

Praktische Staatsbürgerkunde 

oder: 

Lohnen sich die Ausgaben für den  

Eingabenausschuss? 

Im Internetauftritt des Eingabenausschusses 
der Hamburgischen Bürgerschaft heißt es: 
„Der Eingabenausschuss versteht sich als 
Anwalt aller Bürgerinnen und Bürger, die sich 
durch staatliche Stellen der Freien und Han-
sestadt Hamburg ungerecht behandelt füh-
len“. Mit Wirkung zum 15.07.2013 hat eine 
Behörde, die u.a. für „Innovation“ zuständig 
ist, die Abschaffung der Bushaltestelle vor 
dem Amtsgericht Hamburg-Altona veran-
lasst. Was liegt näher, als sich – zusammen 
mit 16 anderen Bürgern – an diesen Aus-
schuss zu wenden, um diese Entscheidung 
rückgängig machen zu lassen? Was ich da-
bei erlebt habe, kann man folgendem 
Schriftwechsel – der keines Kommentars be-
darf – entnehmen: 
 

 
 
Datum der Eingabe: 17.10.2013 
Geschäftszeichen: 606/13 

Datum: 13.12.2013 

Ihre Eingabe wegen Rückverlegung der 
Haltestelle „Gerichtsstraße" 
 

Sehr geehrter Herr Schulz, 
 

mit Ihrer Eingabe möchten Sie und weitere 
Unterzeichner die Rückverlegung der Halte-
stelle Gerichtsstraße erreichen. 
 

Die Haltestelle habe sich bisher zentral vor 
dem Amtsgericht befunden. Sie sei nun we-
nige hundert Meter in die Nähe der Endhal-
testelle Bahnhof Altona verlegt worden. Dies 
habe zahlreiche Nachteile u.a.: 

 betrage die Entfernung zur Bushalte-
stelle Max-Brauer-Allee nun 750 m, 
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 betrage die Entfernung für Anwohner 
des Gerichtsviertels zur nächsten Hal-
testelle nun 450 m bis 570 m, 

 müsste ein Großteil der Bewohner des 
Gerichtsviertels nun bis zu drei Kreu-
zungen überqueren, was insbesonde-
re Behinderten nicht zuzumuten sei, 

 befinde sich an den „Ersatzhaltestel-
len" kein Fußgängerüberweg, 

 sei das Amtsgericht nicht mehr so gut 
wie vorher angebunden. 

 
Insgesamt habe sich die Anbindung an den 
öffentlichen Nahverkehr verschlechtert. 
Derart gravierende Nachteile könnten auch 
im Hinblick auf die angestrebte Busbe-
schleunigung nicht hingenommen werden. 
 
Ergebnis 
 
Der Eingabenausschuss hat Ihr Anliegen in 
seiner Sitzung am 25.11.2013 eingehend 
beraten; er hat der Bürgerschaft aufgrund 
dieser Beratung empfohlen, Ihre Eingabe 
für "nicht abhilfefähig" zu erklären. Die Bür-
gerschaft hat diese Empfehlung in ihrer Sit-
zung am 12.12.2013 angenommen. 
 
Begründung 
 
Der Eingabenausschuss hielt das Eingabe-
verfahren nicht für das geeignete Verfah-
ren, um eine inhaltliche Entscheidung zu 
treffen, da über die Thematik ausschließlich 
unter politischen Gesichtspunkten zu ent-
scheiden ist. 
 
Die Auskunft des Senats zu Ihrer Eingabe 
entnehmen Sie bitte der anliegenden Stel-
lungnahme der Behörde für Wirtschaft, Ver-
kehr und Innovation. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 

Kay Schulz 
c/o Amtsgericht Hamburg-Altona 
Max-Brauer-Allee 91 
22765 Hamburg 
 

Eingabenausschuss 
der Hamburgischen Bürgerschaft 
Schmiedestraße 2 
20095 Hamburg 
- z.Hd. Frau Vogt-Deppe - 
 
Hamburg-Altona, 20. März 2014 
 
Ihr Zeichen: 606/13 
Ihr Schreiben vom 13.12.2013 
 
Rückverlegung der Bushaltestelle  
„Gerichtstraße“ 
 
Sehr geehrte Frau Vogt-Deppe, 

nachdem sich die Enttäuschung über die rü-
de Abfertigung unseres Anliegens (die ver-
einzelt auch als unanständig bezeichnet 
wurde) über die Winterzeit gelegt hat, ist aus 
dem Kreise der Petenten der Wunsch geäu-
ßert worden, trotz der abschließenden Ent-
scheidung durch Ihren Ausschuss doch noch 
einmal kurz Nachfrage zu halten bzw. Stel-
lung zu nehmen. 
 
Der Bescheid des Eingabenausschusses 
führt auf Seite 1 die wesentlichen Argumente 
der Petenten, die für eine Rückverlegung der 
Haltestelle sprechen, zutreffend auf. Auf Sei-
te 2 heißt es dann, das Eingabeverfahren sei 
für eine „inhaltliche Entscheidung“ nicht ge-
eignet. Über die Thematik sei “ausschließlich 
unter politischen Gesichtspunkten zu ent-
scheiden“.  
 
Diese Begründung wirft, ganz unabhängig 
von der inhaltlichen Thematik, folgende Fra-
gen auf, deren Beantwortung Ihnen ein nobi-
le officium sein sollte:  
 
Ist die Einschätzung der Petenten zutreffend, 
dass sich aus Ihrem Schreiben ergibt, dass 
in Hamburg dann, wenn politische Gesichts-
punkte ins Spiel kommen, inhaltliche Fragen 
ohne Relevanz sind? 
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Und weiter: Politik (jedenfalls die, die ver-
bindlich und demokratisch legitimiert ist) wird 
in Hamburg nach unserer Kenntnis von den 
verantwortlichen Gremien betrieben. Das 
sind Senat und Bürgerschaft und auf Be-
zirksebene die Bezirksversammlungen und 
ihre Ausschüsse. Zum Thema „Bushaltestel-
le Gerichtsstraße“ sind den Petenten nur 
zwei politische Entscheidungen bekannt: die 
des Verkehrsausschusses der Bezirksver-
sammlung Altona und die der Bezirksver-
sammlung selbst vom 22.08.2013, mit denen 
jeweils - einstimmig über alle Parteigrenzen 
hinweg - die sofortige Rückverlegung gefor-
dert wurde1. Ein Beschluss der Hamburgi-
schen Bürgerschaft oder des Senats der 
Freien und Hansestadt Hamburg existiert 
nach hiesiger Kenntnis nicht. 
 
Dies wirft die Frage auf, welche Institution 
außerhalb der demokratisch legitimierten 
Gremien hier die zugrunde liegende politi-
sche Entscheidung getroffen hat, eine – nach 
Behauptung der Behörde für Wirtschaft, Ver-
kehr und Innovation als „Provisorium“ (vgl. 
Antworten auf die Schriftlichen Kleinen An-
fragen vom 14.8.2013 (Drs. 20/8950, Nr. 4); 
16.8.2013 (Drs.: 20/8983, Nr. 3); 19.9.2013 
(Drs. 20/9402, Nr. 6) sowie Mitteilungsdruck-
sache Dr. XIX-3221 vom 20.9.2013 zum Be-
schluss der Bezirksversammlung Altona) ge-
troffene Maßnahme ohne jede Rücksicht auf 
die inhaltliche Thematik und unter Missach-
tung der damit befassten politischen Gremi-
en mit allen Mitteln aufrechtzuerhalten. 
 
Abschließend erlaube ich mir den Hinweis, 
dass es wünschenswert wäre, wenn auch 
der Eingabenausschuss den Petenten recht-
liches Gehör zu den Stellungnahmen der 
Fachbehörden einräumen würde. Dann wäre 
es möglich gewesen, die im Schreiben des 
Staatsrats Rieckhof enthaltenen Falschdar-
stellungen - dort sind als Vergleichszahlen 
1,5 m und 2,8 m statt richtig 2,15 m zu 2,40 
m angegeben und es wurde (was die Behör-
de selbst als falsch eingeräumt hatte, vgl. die 

                                                           
1 In seiner Sitzung vom 17. März 2014 hat der Verkehrs-
ausschuss nach meiner Kenntnis erneut beschlossen, die 
Bezirksversammlung Altona aufzufordern, sich für die 
Rückverlegung einzusetzen 

Antwort auf die Schriftliche Kleine Anfrage 
vom 4.11.2013 (Drs. 20/9815)) gezielt der 
Eindruck erweckt, der neue Standort liege 
auch in Richtung Norden günstiger für eine 
Busbeschleunigung - richtigzustellen. 
 
Da Sie in Ihrem Schreiben vom 13.12.2013 
die politische Thematik als einzigen Grund 
für die Empfehlung angegeben haben, der 
Eingabe nicht abzuhelfen, erlaube ich mir, 
dieses Schreiben in Kopie auch an alle Frak-
tionen der Bürgerschaft der Freien und Han-
sestadt Hamburg sowie den Senat zu über-
senden, um gegebenenfalls auch von dort 
Aufklärung darüber zu erhalten, wer die poli-
tische Entscheidung zur Abschaffung der 
Bushaltestelle vor dem Amtsgericht Ham-
burg-Altona getroffen hat. 
 
Mit vorzüglicher Hochachtung 
 
Kay Schulz 
 

 
 
Hamburg, 25.03.2014 
 
Eingaben an die Bürgerschaft  
hier: Ihr Schreiben vom 20.03.2014 
 
Sehr geehrter Herr Schulz, 
 
Ihr oben genanntes Schreiben ist hier ein-
gegangen. Es wird vom 
Eingabenausschuss der Bürgerschaft unter 
dem Geschäftszeichen 

194/14 
 

als Eingabe behandelt. Bei Rückfragen ge-
ben Sie bitte dieses Geschäftszeichen an. 
Sollte sich Ihre Anschrift ändern, teilen Sie 
uns dies bitte mit. 
 
Das Eingabeverfahren hat regelmäßig fol-
genden Ablauf: Zunächst nimmt die zustän-
dige Behörde zu Ihrem Anliegen Stellung. 
Danach wird diese vom Eingabendienst 
überprüft. Anschließend trägt ein Mitglied 
des Eingabenausschusses Ihre Eingabe im 
Ausschuss vor und unterbreitet einen Ent-
scheidungsvorschlag. Die Beratung findet in 
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nicht öffentlicher Sitzung statt. Die Sitzung 
endet mit einer Empfehlung des Ausschus-
ses an die Bürgerschaft, welche abschlie-
ßend über Ihre Eingabe entscheidet. 
 
Wie Sie sehen, unterliegt Ihre Eingabe ei-
nem in mehrere Schritte gegliederten Ver-
fahren, das in aller Regel eine gewisse Zeit 
in Anspruch nimmt. Erfahrungsgemäß ist 
von einem Zeitraum von drei bis sechs Mo-
naten auszugehen. Ich möchte Sie deshalb 
schon heute um Geduld bitten. 
 
Sobald die Bürgerschaft über die Empfeh-
lung des Eingabenausschusses entschie-
den hat, erhalten Sie von der Vorsitzenden 
des Eingabenausschusses eine abschlie-
ßende Mitteilung. 
 
Bitte beachten Sie, dass Ihre Eingabe einen 
förmlichen Rechtsbehelf (z.B. Widerspruch, 
Klage) nicht ersetzt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Ende des Schriftwechsels 

 

 
Kay Schulz 
 
 
 

Ansprüche nach dem 

Hamburgischen Beam-

tenversorgungsgesetz 

Fortsetzung aus Heft 1/2014 

 
Ruhegeld wegen altersbedingten Eintritts 

in den Ruhestand 

Die Altersgrenzen für den altersbedingten 
Eintritt in den Ruhestand – Regelalters-
grenze, allgemeine Antragsaltersgrenze, 
Antragsaltersgrenze für Schwerbehinderte – 
sind für die Richter im Hamburgischen 
Richtergesetz geregelt, für die 

Staatsanwälte – sie sind statusrechtlich und 
damit versorgungsrechtlich Beamte - im 
Hamburgischen Beamtengesetz. 

Richter auf Lebenszeit treten mit dem 
Ende des Monats in den Ruhestand, in 
dem sie das 67. Lebensjahr vollenden (§ 7 
Hamburgisches Richtergesetz (HmbRiG) 
in der Fassung von Art 17 Ziff. 5 des 
Gesetzes zur Neuregelung des 
hamburgischen Beamtenrechts vom  
15.12.2009 – HmbGVBl. Nr. 54 S,. 405). 

Die so definierte Regelaltersgrenze ist zum 
einen die regelmäßige Altersgrenze, deren 
Erreichen ohne eigenes Zutun des Richters - 
ohne Antrag - zum Eintritt in den Ruhestand 
führt. Wie noch zu zeigen sein wird, ist sie 
regelmäßige Altersgrenze auch insofern, als 
zumindest grundsätzlich – von Ausnahmen 
abgesehen – der so begründete Eintritt in 
den Ruhestand einen Anspruch auf 
Ruhegehalt unter voller Berücksichtigung 
der bis dahin zurückgelegten 
ruhegehaltsfähigen Zeiten begründet. 

Sie gilt, wie sich indirekt aus § 7 Abs. 2 
HmbRiG ergibt, uneingeschränkt für die 
Geburtsjahrgänge ab 1964. Dort findet sich 
eine Übergangsregelung für früher, aber 
nach dem 31. Dezember 1946 geborenen 
Richter. Für sie wurde die Regelaltersgrenze 
stufenweise von der Vollendung des 65. 
Lebensjahres auf die Vollendung des 67. 
Lebensjahres angehoben: für die 
Geburtsjahrgänge 1947 bis 1958 um jeweils 
einen Monat und für die Jahrgänge 1959 bis 
1963 um jeweils 2 Monate (§ 7 Abs. 2 Satz 2 
HmbRiG). 

Der Eintritt in den Ruhestand kann nicht 
hinausgeschoben werden, soweit nicht ein 
Fall von Absatz 6 vorliegt (§ 7 Abs. 3 
HmbRiG). Der erwähnte Absatz 6 wurde 
durch das o. g. Gesetz zur Neuregelung des 
hamburgischen Beamtenrechts vom 
15.12.2009 erst mit Wirkung zu 2015 in das 
HmbRiG eingefügt (Art 26 Abs. 3). Er gibt 
den Richterinnen/Richtern der Geburts-
jahrgänge ab 1947 bis 1963 den Anspruch, 
dass auf ihren Antrag ihr Eintritt in den 
Ruhestand bis zur Vollendung des 67. 
Lebensjahres hinausgeschoben wird. Dem 
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Dienstherrn steht insofern kein Ermessen  
zu, weil dies mit dem Wesen des 
Richteramtes nicht vereinbar wäre. 

In der Online-Ausgabe des Hamburgischen 
Richtergesetzes sucht man den Absatz 6 
vergeblich. Er ist  im Gesetz zur 
Neuregelung des Hamburgischen 
Beamtenrechts (a..a.O.) und in der 
Sammlung Gesetze und Verordnungen der 
Freien und Hansestadt Hamburg im Wortlaut 
wiedergegeben. 

Die Antragsaltersgrenzen sind in § 7 Abs. 4 
HmbRiG geregelt: 

(4) Der Richter auf Lebenszeit ist auf seinen 
Antrag in den Ruhestand zu versetzen, 
wenn er 

1. schwerbehindert im Sinne des § 2 
Absatz 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch vom 19. Juni 2001 (BGBl. 
I S. 1046, 1047), zuletzt geändert am 24. 
März 2011 (BGBl. I S. 453, 495), in der 
jeweils geltenden Fassung ist und das 62. 
Lebensjahr vollendet hat oder 

2. das 63. Lebensjahr vollendet hat. 

Auch dies gilt uneingeschränkt für die 
Geburtsjahrgänge 1964 und jünger. Für die 
Älteren gelten Übergangsvorschriften: 

(5) 1Der Richter auf Lebenszeit, der 
schwerbehindert im Sinne von Absatz 4 
Nummer 1 ist und vor dem 1. Januar 1952 
geboren ist, ist auf seinen Antrag in den 
Ruhestand zu versetzen, wenn er das 60. 

Lebensjahr vollendet hat. 2Für Richter auf 
Lebenszeit, die schwerbehindert im Sinne 
von Absatz 4 Nummer 1 sind und nach dem 
31. Dezember 1951 geboren sind, wird die 
Altersgrenze mit einer progressiv vom 
Januar 1952 bis Mai 1952 um jeweils einen 
Monat, für die folgenden 6 Monate insgesamt 
um einen Monat und für die nachfolgenden 
Jahre bis 1964 um einen Monat 
ansteigenden Kurve angehoben. 

Für Staatsanwälte sind die Altersgrenzen in  
§ 35 Abs.1 und 2 HmbBeamtG (Regelalters-
grenze) und § 36 Abs. 1 und 2  HmbBeamtG 

(Antragsaltersgrenzen) entsprechend gere-
gelt. Im Unterschied zu den Regelungen in § 
7 HmbRiG entscheidet der Dienstherr über 
die Anträge auf Versetzung in den 
Ruhestand nach § 36 Abs. 1 und 2  
HmbBeamtG nach pflichtgemäßem 
Ermessen. Ermessensleitende Umstände 
sind vor allem dienstliche Belange. Stehen 
dienstliche Gründe der Versetzung in den 
Ruhestand entgegen, so ist der Antrag 
abzulehnen. 

Ebenso wie der bereits früher behandelte 
Eintritt in den Ruhestand wegen 
Dienstunfähigkeit ist der Eintritt in den 
Ruhestand auf Antrag gemäß § 7 Abs. 4 
HmbRiG bzw. § 36 Abs. 1 und 2 
HmbBeamtG – unabhängig davon, dass 
dann in der Regel nicht vierzig Jahre 
ruhegehaltsfähiger Dienstzeiten und damit 
schon nicht der maximale Ruhegehaltssatz 
von 71, 75 v. H. erreicht werden dürften – mit 
(prozentualen) Abschlägen vom Ruhegehalt 
verbunden. 

Dies ist in § 16 Abs. 2 Ziffern 1 und 2 
HmbBeamtVG geregelt: 

(2) Das Ruhegehalt vermindert sich um 
3,6 vom Hundert für jedes Jahr, um das 
die Beamtin oder der Beamte 

1. vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er 
das 65. Lebensjahr vollendet, nach § 36 
Absatz 1 Nummer 1 des Hamburgischen 
Beamtengesetzes (Antragsaltersgrenze bei 
Schwerbehinderung im Sinne des § 2 
Absatz 2 des Neunten Buches 
Sozialgesetzbuch) in den Ruhestand versetzt 
wird, 

2. vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er 
die jeweils geltende gesetzliche Altersgrenze  
nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 des 
Hamburgischen Beamtengesetzes 
(allgemeine Antragsaltersgrenze) in den 
Ruhestand versetzt wird, 

3. vor Ablauf des Monats, in dem sie oder er 
das 65. Lebensjahr vollendet, wegen 
Dienstunfähigkeit, die nicht auf einem 
Dienstunfall beruht, in den Ruhestand 
versetzt wird;...; 

die Minderung des Ruhegehalts darf 10,8 



MHR 2/2014       29   

vom Hundert in den Fällen der Nummern 
1 (Schwerbehinderte) und 3 und 14,4 vom 
Hundert in den Fällen der Nummer 2 nicht 
übersteigen. 

Dies gilt  uneingeschränkt  für die nach dem 
1. Januar 1964 Geborenen. Für die 
früheren Geburtsjahrgänge, sind diese 
Regelungen nach Maßgabe von § 89 
Absätze 1 und 2 anzuwenden (§ 16 Abs. 2 
Satz 5 HmbBeamtVG – dazu weiter unten). 

Das heißt: 

Schwerbehinderte der Geburtsjahrgänge 
1964 und später werden künftig 
abschlagsfrei erst mit Vollendung des 65. 
Lebensjahres in den Ruhestand gehen 
können. 

Wer zu den Geburtsjahrgängen 1964 und 
später gehört und sich, ohne als 
Schwerbehinderter anerkannt zu sein, mit 
Vollendung des 65. Lebensjahres in den 
Ruhestand versetzen lassen wird, wird dies 
mit einem Abschlag von 2 mal 3,6 v. H. 
bezahlen müssen; die Abschläge fallen bei 
noch früherem Eintritt in den Ruhestand 
entsprechend höher aus. 

Dieser Abschlag entfällt nur, wenn die 
Richterin/der Richter/die Staatsanwältin/der 
Staatsanwalt zum Zeitpunkt der Versetzung 
in den Ruhestand (mit Vollendung des 65. 
Lebensjahres) mindestens 45 Jahre mit 
Zeiten gemäß Satz 8 zurückgelegt hat (§ 16 
Abs. 2 Satz 6 HmbBeamtVG). 

Dabei handelt es sich um 

1. ruhegehaltfähige Dienstzeiten nach den 
§§ 6 und 8 bis 10, 

2. Zeiten eines Hochschulstudiums bis zu 
drei Jahren und eines öffentlich-rechtlichen 
Ausbildungsverhältnisses, sofern sie 
laufbahnrechtlich für die Zulassung zum 
Vorbereitungsdienst oder für die Berufung in 
das Beamtenverhältnis vorgeschrieben 
waren, soweit diese nicht bereits unter 
Nummer 1 oder 3 fallen, 

3. Pflichtbeitragszeiten in der gesetzlichen 
Rentenversicherung, soweit sie nicht im 

Zusammenhang mit Arbeitslosigkeit stehen, 

4. Zeiten nach § 58 und 

5. Zeiten einer der Beamtin oder dem 
Beamten zuzuordnenden Erziehung eines 
Kindes bis zu dessen vollendetem zehnten 
Lebensjahr. 

Soweit sich hierbei Zeiten überschneiden, 
sind diese nur einmal zu berücksichtigen. 

Diese Voraussetzungen für ein Entfallen 
des Abschlags dürften bei dem Kreis der 
Adressaten dieses Beitrags schon 
angesichts der langen und nur sehr 
begrenzt berücksichtigungsfähigen 
Ausbildungszeiten aber kaum einmal 
erfüllt werden. 

§ 89 HmbBeamtVG trifft Übergangsrege-
lungen zu Versorgungsabschlägen unter 
Berücksichtigung der Anhebung des Ru-
hestandseintrittsalters 
 
(1) Für Beamtinnen und Beamte, die nach 
dem 31.01.10 nach § 36 Absatz 2 des Ham-
burgischen Beamtengesetzes in den Ruhe-
stand versetzt werden (Antragsaltersgrenze 
bei Schwerbehinderung im Sinne des § 2 
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch für 
vor dem 01.01.1964 geborene Beamtinnen 
und Beamte), ist § 16 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 mit folgenden Maßgaben anzuwen-
den: 

an die Stelle der Vollendung des 65. Le-
bensjahres tritt, wenn sie vor dem 
01.01.1952 geboren sind, die Vollendung 
des 63. Lebensjahres, an die Stelle der 
Vollendung des 65. Lebensjahres tritt, wenn 
sie nach dem 31.12.1951 und vor dem 
01.01.1964 geboren sind, das Erreichen fol-
genden Lebensalters: 
 

Geburtsjahr / 
Monat 

  
Alter in 
Jahren 

und 
Monaten 

1952       

Januar   63 1 

Februar   63 2 

März   63 3 

April   63 4 
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Mai  63 5 

Juni bis Dezember  63 6 

1953  63 7 

1954  63 8 

1955  63 9 

1956  63 10 

1957  63 11 

1958  64 0 

1959  64 2 

1960  64 4 

1961  64 6 

1962  64 8 

1963  64 10 

Beispiele: 

Schwerbehinderte des Geburtsjahrgangs 
1954 können nach  Vollendung eines 
Lebensalters von 63 Jahren und 8 Monaten 
in den Ruhestand treten, ohne Abschläge 
vom Ruhegehalt hinnehmen zu müssen, 
Schwerbehinderte des Geburtsjahrgangs 
1958 mit 64 Jahren. 

2) Für Beamtinnen und Beamte, die nach
dem 31.01.10 nach § 36 Absatz 1 Nummer 2
des Hamburgischen Beamtengesetzes in
den Ruhestand versetzt werden, ist § 16
Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 mit folgenden
Maßgaben anzuwenden: an die Stelle des
Erreichens der gesetzlichen Altersgrenze
tritt, wenn sie vor dem 01.01.1949 geboren
sind, die Vollendung des 65. Lebensjahres,
an die Stelle des Erreichens der gesetzlichen
Altersgrenze tritt, wenn sie nach dem 
31.12.1948 und vor dem 01.01.1950 geboren 
sind, das Erreichen folgenden Lebensalters: 

Geburtsdatum 

bis 

Alter in 

Jahren 

und 

Monaten 

31.01.1949  65 1 

28.02.1949  65 2 

31.12.1949  65 3 

Beispiel: 

Geburtsdatum 30.09.1949; abschlagsfreier 
Eintritt in den Ruhestand nach einem 
Lebensalter von 65 Jahren und 3 Monaten. 

Eine weitere Fortsetzung folgt in der 
nächsten Ausgabe der MHR. 

Jürgen Kopp 
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Neuer LL. Europäisches 

Wirtschaftsrecht 

Am Europa-Kolleg Hamburg beginnt zum 
Wintersemester 2014/2015 ein neuer, be-
rufsbegleitender LL.M.-Studiengang „Europä-
isches Wirtschaftsrecht“. Das Masterpro-
gramm eröffnet Berufstätigen die Möglich-
keit, vertiefte Kenntnisse im europäischen 
Wirtschaftsrecht zu erwerben und bietet ein 
hochqualifiziertes und anwendungsbezoge-
nes Weiterbildungsangebot, das großen 
Wert auf die Vereinbarkeit mit Beruf und Fa-
milie legt. Sie erwerben ein grundlegendes 
Verständnis für den rechtlichen Rahmen des 
Binnenmarktes und die wirtschaftlich rele-
vantesten Zweige des Europarechts. Hierzu 
zählen das Wettbewerbsrecht, Gesellschafts-
recht, Arbeits- und Sozialrecht, das Kapital-
markt- und das Steuerrecht. Besonderes Au-
genmerk wird auch auf die ökonomischen 
Aspekte des Integrationsprozesses gelegt. 
Fachbezogener Englischunterricht und eine 
Schulung in Arbeitstechniken und Verhand-
lungsführung runden das Angebot ab. Unter-
richtssprachen sind Deutsch und Englisch. 
Absolventen erwerben einen LL.M.-Titel der 
Universität Hamburg. Unterstützt wird das 
Programm unter anderem durch den Ham-
burgischen Anwaltverein e.V. und den 
Rechtsstandort Hamburg e.V. 

Das Programm im Überblick: 
Drei Schwerpunkte:  
Finanzen und Steuern; Regulieren und Ver-
walten und Streitbeilegung. 

Dauer:  
4 Semester (berufsbegleitend; 26 Woche-
nendseminare) 

Zulassungsvoraussetzungen: 

 ein berufsqualifizierender Hochschulab-
schluss, vornehmlich in den Bereichen
Rechts- oder Wirtschaftswissenschaften.
Alternativ können Sie die einem abge-
schlossenen grundständigen Studium
gleichwertige fachliche Qualifikation
durch eine Eingangsprüfung nachweisen.
Falls Sie hierzu Fragen haben, sprechen
Sie uns gerne an.

 Erste Berufserfahrung (≥ 1 Jahr) oder das
bestandene 2. juristische Staatsexamen.

 Sehr gute Deutsch- und sichere Eng-
lischkenntnisse.

Bewerbungsfrist: 
15. Juli 2014 (u.U. können Restplätze auch
nach dieser Frist vergeben werden).

Studienbeginn: 
1. September 2014

Kosten:  
15.000 EUR in 5 Raten 

Weitere Informationen unter:  
www.europa-kolleg-hamburg.de 
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Konzert des Hamburger 

Juristenorchesters  

und Justizchors am 23.05.2014 

2012 

2013 

2014 

Nach bereits zwei sehr erfolgreichen Auftrit-
ten in den Jahren 2012 und 2013 fand am 
23. Mai 2014 ein weiteres gemeinsames
Konzert des Hamburger Juristenorchesters
und des Justizchors in der Grundbuchhalle
statt. Und wieder war die Halle rappelvoll,
wie schön!

Und auch dieses Mal hatten die Veranstalter 
sich großen Herausforderungen gestellt. Das 
gilt – wie bei einem Konzert nicht anders zu 
erwarten – vor allem für das musikalische 
Programm, das vor der Pause mit Ausnahme 
der Rhapsodie für Alt, Männerchor und Or-
chester von Johannes Brahms von zwei bril-
lanten Solistinnen – der Oboistin Martina 
Rode-Menzel im Konzert für Oboe und Or-
chester des sehr zu Unrecht fast vergesse-
nen sächsischen Komponisten August Klug-
hardt und der Hornistin Anne Mentzen im 
Hornkonzert von Mozart – und dem wieder 
einmal sehr gut eingestimmten Juristenor-
chester bestritten wurde. In die Pause, in der 
man sich mit Traubensäften aus deutschen 
und französischen Anbaugebieten stärken 
konnte, ging es mit starkem, lang anhalten-
dem Beifall des Publikums. 

Ja, und nach der Pause zeigte sich – wie 
beim ersten Konzert 2012 – dass den Veran-
staltern musikalische Herausforderungen al-
lein nicht ausreichen, sondern etwas Außer-
musikalisches hinzukommen muss. 

War es 2012 die Kampfansage an den Wet-
tergott durch Ankündigung einer Freiluftver-
anstaltung, wobei die Veranstalter zwar zwei-
ter Sieger blieben, aber durch blitzartige Um-
funktionierung der angekündigten Freiluft-
veranstaltung zu einem Indoor-Event in der 
Grundbuchhalle unter entschlossener Ver-
drängung einer eigentlich dort geplanten 
Feierlichkeit neben hoher logistischer Kom-
petenz auch beachtliches Durchsetzungs-
vermögen unter Beweis stellen konnten, so 
war die Herausforderung in diesem Jahr in-
haltlicher Art, und die war vom Chor und der 
mit einer umwerfend eindrucksvollen Stimme 
gesegneten Sängerin Julia Schilinski zu 
meistern. Kurz gesagt: Es ging offenbar da-
rum, 

1. das Karajan-Dogma zu durchbrechen
und

2. vielleicht dem Dauerprovokateur/Chef-
misanthropen Thilo S., der uns in sei-
nem aktuellen Machwerk gerade eine
Schere in den Kopf reden will, einen
fulminanten K.o. zu verpassen.
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Und beides gelang sensationell! 

Zu 1: 
Seit die allseits gefürchtete Taktstockprima-
donna Herbert v. Karajan Anfang der 60er 
Jahre allgemeinverbindlich angeordnet hat, 
im Bereich der klassischen Musik ausländi-
sche Gesangswerke nur noch in ihrer Origi-
nalsprache aufzuführen, gilt jede Abwei-
chung von diesem Dogma als schweres Sa-
krileg. 

Aber Julia Schilinski und der Justizchor 
haben es gewagt, die Habanera aus der 
Oper Carmen auf Deutsch zu singen und das 
– oha! –

zu 2: 
in der althergebrachten Übersetzung, die ich 
noch Ende der 50er Jahre zu meinem Ver-
gnügen in zahlreichen Rundfunkkonzerten 
hören durfte, also zu einer Zeit, als es so et-
was wie political correctnes nicht einmal an-
satzweise gab. Und – auweia! – dieser Text 
enthält eine Zeile, die man heute als politisch 
korrekter Zeitgenosse eigentlich so nicht 
mehr sagen und schon gar nicht singen dürf-
te. Sie ahnen es, es ist die Textstelle, in der 
das Urheberrecht für die Erfindung der Liebe 
geklärt wird – und die lautet: „Die Liebe von 
Zigeunern stammet.“ 

Das geht doch gar nicht! Wie man heute 
auch von höchster Stelle bei ähnlich schwe-
ren Verstößen gegen den politischen An-
stand zu sagen pflegt. Zigeuner! Das gilt 
doch heute als eine schwere Diskriminierung 
eines alten Kulturvolks. Aber welche politisch 
korrekte Lösung könnte es geben, habe ich 
mich vor dem Konzert gefragt und mir das 
Hirn zermartert – leider ergebnislos. Würde 
man singen „die Liebe von den Sinti stammt“, 
würden sich mit Recht die Roma diskriminiert 
und beleidigt fühlen und vice versa die Sinti 
genauso. Bei einer Alternativzuordnung im 
Sinne von „Sinti und/oder Roma“ würden vo-
raussichtlich beide Volksgruppen sich dis-
kriminiert fühlen, weil ihnen beiden konklu-
dent die wunderbare Allein-Urheberschaft an 
der Liebe abgesprochen würde. 

Also war die spannende Frage: Wie würden 
die Gesangskünstler den Text wohl ändern? 
Und die überraschend einfache Antwort: Gar 
nicht! Nein, sie sangen aus voller Brust mit 
sichtlicher Freude, und das Orchester spielte 
dazu kraftvoll und mit großem Schwung – 
das hätte dem Komponisten gut gefallen, 
wenn er es denn hätte hören können. Und 
unsere Sinti- und Roma-Mitbürger können 
sich durch die Auszeichnung als Erfinder der 
Liebe ja eigentlich auch nicht diskriminiert 
fühlen. Und ich dachte vor mich hin, wie be-
freiend es doch ist, keine Schere im Kopf zu 
haben. 

Aber nach diesem musikalischen Highlight 
kam für den bangen Zuhörer augenblicklich 
die verzagte Frage in Sicht, ob es danach 
noch eine Steigerung geben konnte. Und 
siehe da, es gab! Die folgenden beiden Arien 
aus der Fledermaus, sehr spritzig und tem-
peramentvoll vorgetragen von der famosen 
Julia Schilinski und vom Chor und Orchester 
kongenial begleitet, wurden vom Publikum 
enthusiastisch bejubelt, und der Beifall wollte 
gar kein Ende nehmen. Viele Zuhörer hätten 
sich jetzt noch einige Dutzend Zugaben ge-
wünscht, aber man hatte allgemein auch 
Verständnis dafür, dass die Musiker es nach 
einer strammen künstlerischen Arbeitsleis-
tung bei einer Zugabe beließen und begab 
sich in erfreulich großer Zahl in die Cafeteria, 
wo das bemerkenswerte Musikerlebnis bei 
dem einen oder anderen Glas Wein bis kurz 
vor Mitternacht nachbereitet wurde, mit dem 
einhelligen Petitum: 

Liebe Musiker, vielen Dank für den wirklich 
sehr schönen Abend und: Auf Wiedersehen 
– und zwar bald!

Volker Öhlrich 
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Kostendämpfungspau-

schale 

Wegen der Kostendämpfungspauschale 
2013 habe ich Klage vor dem Verwaltungs-
gericht Hamburg (21 K 465/14) erhoben und 
ich stelle anheim, Widersprüche gegen Bei-
hilfebescheide einzulegen und das Ruhen 
des Verfahrens im Hinblick auf die erwähnte 
Klage anzuregen. 

Aus meiner Klagebegründung: 

„Das Personalamt ist der Auffassung, die 
angefochtenen Bescheide seien zweckmäßig 
gewesen. Aus der Sicht des Dienstherrn trifft 
diese Auffassung sicher zu. Noch zweckmä-
ßiger wäre es gewesen, mir gar keine Beihil-
fe zu gewähren, denn dadurch wäre die 
Staatskasse noch weniger belastet worden. 
Darauf, dass es zweckmäßig wäre, Bediens-
tete zu haben, die keine Kosten verursachen, 
kommt es indes nicht an. 

Die angefochtenen Bescheide verletzen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung, weil die 
Beibehaltung der Kostendämpfungspauscha-
le entgegen der Auffassung des Personal-
amts den Grundsatz der Gleichbehandlung 
verletzt. 

Die Kostendämpfungspauschale wurde ein-
geführt, um Gleichbehandlung im Hinblick 
darauf zu gewährleisten, dass für Mitglieder 
der Gesetzlichen Krankenversicherung zum 
01.01.2004 die Praxisgebühr eingeführt wur-
de. Zum 01.01.2013 ist die Praxisgebühr ab-
geschafft worden, so dass keine Berechti-
gung für eine Kostendämpfungspauschale 
mehr besteht. Das Weiterbestehen der Kos-
tendämpfungspauschale führt dazu, dass 
keine Gleichbehandlung mehr stattfindet. 

Das Personalamt vertritt, was nun wirklich 
nicht überrascht, die Linie des Abgeordneten 
Dr. Andreas Dressel und der – den Senat 
tragenden – SPD-Fraktion (Drucksache 
20/7064). In der Drucksache wurde aller-
dings lediglich versucht, es mit großem 
Wortnebel zu rechtfertigen, dass die – be-

kanntermaßen klamme – Freie und Hanse-
stadt die Einnahmen schlicht behalten möch-
te, die sie sich durch die Kostendämpfungs-
pauschale verschafft hatte. 

Im Übrigen wäre die Kostendämpfungspau-
schale zur Vermeidung einer Ungleichbe-
handlung zumindest zu reduzieren, wenn die 
Praxisgebühr auch nur zu einem Teil die Ein-
führung der Kostendämpfungspauschale 
veranlasst hatte, um eine Ungleichbehand-
lung nach dem 01.01.2004 zu vermeiden. 
Vorsorglich weise ich darauf hin, dass Vor-
stehendes lediglich eine hilfsweise Erwägung 
beinhaltet. 

Auf ‚Überschüsse in der Gesetzlichen Kran-
kenversicherung‘, die zur Abschaffung der 
Praxisgebühr geführt hätten, kann die Be-
klagte sich schon aus dem Grunde nicht be-
rufen, dass es ihr freisteht, mit ihren Mitteln 
besser zu haushalten bzw. mit ihren Mitteln 
nicht zulasten ihrer beihilfeberechtigten Be-
diensteten zu haushalten. Im Übrigen wäre 
das System der Beihilfe längst abgeschafft 
worden, wenn es nicht, wie bekannt ist, für 
die Dienstherrn summa summarum günstiger 
wäre als die Einzahlung von Arbeitgeberan-
teilen in die Gesetzliche Krankenversiche-
rung.“ 

Unser Vorstand hat sich mit der Angelegenheit 

befassen wollen, doch habe ich trotz Nachfrage 

nichts mehr davon gehört. 

Martin Weise 
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Entscheidung des 

BVerwG  

zum Streikrecht und zum Abkop-

pelungsverbot der Beamtenbesol-

dung von der tariflichen Besoldung 

Das BVerwG hat entschieden, dass beamte-
te Lehrer sich auch weiterhin nicht an Streiks 
beteiligen dürfen, zu denen die Gewerk-
schaften ihre angestellten Kollegen aufrufen 
(BVerwG, Urt. v. 27.02.2014 – 2 C 1/13). Die 
Entscheidung betrifft eine Lehrerin, gegen 
die wegen ihrer Beteiligung an einem im 
Rahmen von Tarifverhandlungen geführten 
Warnstreik eine Geldbuße i.H.v. 1.500 € ver-
hängt worden war. Nachdem die Anfech-
tungsklage der Lehrerin zunächst zur Gänze 
erfolglos blieb, hat das BVerwG die Revision 
der Klägerin zwar dem Grunde nach zurück-
gewiesen, die Geldbuße aber auf 300 € er-
mäßigt.  

Die bei Juris veröffentlichte Pressemitteilung 
zu besagter Entscheidung enthält eine inte-
ressante Aussage zum Abkoppelungsverbot 
der Beamtenbesoldung von der tariflichen 
Besoldung. Welche Bedeutung dieser Aus-
sage zukommt, bedarf freilich noch der Dis-
kussion.  

In der Pressemitteilung heißt es auszugswei-
se wie folgt:  

Nach Auffassung des BVerwG gilt nach 
deutschem Verfassungsrecht für alle Beam-
ten unabhängig von ihrem Tätigkeitsbereich 
ein generelles statusbezogenes Streikverbot, 
das als hergebrachter Grundsatz i.S.d. Art. 
33 Abs. 5 GG Verfassungsrang genießt. Die-
ses Streikverbot gelte auch für Beamte au-
ßerhalb des engeren Bereichs der Hoheits-
verwaltung, der nach Art. 33 Abs. 4 GG in 
der Regel Beamten vorbehalten sei.  

Demgegenüber entnehme der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) als 
authentischer Interpret der Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) deren 
Art. 11 Abs. 1 ein Recht der Staatsbedienste-

ten auf Tarifverhandlungen über die Arbeits-
bedingungen und ein daran anknüpfendes 
Streikrecht. Diese Rechte könnten von den 
Mitgliedstaaten des Europarats nach Art. 11 
Abs. 2 Satz 2 EMRK nur für Angehörige der 
Streitkräfte, der Polizei und der hoheitlichen 
Staatsverwaltung generell ausgeschlossen 
werden. Lehrkräfte an Schulen gehörten 
nicht zur hoheitlichen Staatsverwaltung in 
diesem Sinne. Damit enthalte die deutsche 
Rechtsordnung derzeit einen inhaltlichen Wi-
derspruch in Bezug auf das Recht auf Tarif-
verhandlungen und das Streikrecht derjeni-
gen Beamten, die außerhalb der hoheitlichen 
Staatsverwaltung tätig sind.  

Zur Auflösung dieser Kollisionslage zwischen 
deutschem Verfassungsrecht und der EMRK 
sei der Bundesgesetzgeber berufen. Hierfür 
stünden ihm voraussichtlich verschiedene 
Möglichkeiten offen. So könnte er etwa die 
Bereiche der hoheitlichen Staatsverwaltung, 
für die ein generelles Streikverbot gilt, be-
stimmen und für die anderen Bereiche der 
öffentlichen Verwaltung die einseitige Rege-
lungsbefugnis der Dienstherren zugunsten 
einer erweiterten Beteiligung der Berufsver-
bände der Beamten einschränken. Die Zuer-
kennung eines Streikrechts für die in diesen 
Bereichen tätigen Beamten würde einen Be-
darf an Änderungen anderer, den Beamten 
günstiger Regelungen, etwa im Besoldungs-
recht, nach sich ziehen. Für die Übergangs-
zeit bis zu einer bundesgesetzlichen Rege-
lung verbleibe es bei der Geltung des verfas-
sungsunmittelbaren Streikverbots. Hierfür sei 
von Bedeutung, dass den Tarifabschlüssen 
für die Tarifbeschäftigten des öffentlichen 
Dienstes aufgrund des Alimentationsgrund-
satzes nach Art. 33 Abs. 5 GG maßgebende 
Bedeutung für die Beamtenbesoldung zu-
komme. Die Besoldungsgesetzgeber im 
Bund und in den Ländern seien verfas-
sungsrechtlich gehindert, die Beamten-
besoldung von der Einkommensentwick-
lung, die in den Tarifabschlüssen zum 
Ausdruck kommt, abzukoppeln (Hervor-
hebung nur hier). 

Red. 
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Die Neuwahlen der Mitgliederversammlung am 27. März 2014 
haben folgendes Bild ergeben: 

V o r s t a n d s m i t g l i e d e r 

VRiLG 
- Vorsitzender -

Dr. Tully, Marc 
Landgericht Hamburg, GS 8 

Tel.: 428.43.7046 
Geschäftsstelle: 428.43.7008 

VRiLG a.D. 
- Ehrenvorsitzender -

Schaberg, Gerhard 
1. Vorsitzender von Kultur & Justiz

Geschäftsstelle: (040) 40138175 

VRi’inOLG a.D. 
- Ehrenvorsitzende -

Dr. Schmidt-Syaßen, Inga Geschäftsstelle: (040) 40138175 

VRi’inLG 
- stellv. Vorsitzende -

Dr. Geffers, Nicole  
Landgericht Hamburg, ZK 2 

Tel.: 428.43.2535 
Geschäftsstelle: 428.43.2177 

StA 
- stellv. Vorsitzender -

Graue, Olaf 
Staatsanwaltschaft Hamburg, Abt. 30 

Tel.: 428.43.4027 
Geschäftsstelle: 428.43.3362 

VPräs’inLSozG Abayan, Ariane 
Landessozialgericht Hamburg 

Tel.: 428.43.5874 
Geschäftsstelle: 428.43.5801 

VRiVG Bertram, Michael 
Verwaltungsgericht Hamburg 
Kammer 7 

Tel.: 428.43.7646 
Geschäftsstelle: 428.43.7592 

RiAG Dr. Buhk, Matthias 
Amtsgericht Hamburg, Abt. 40 b 

Tel.: 428.43.2864 
Geschäftsstelle: 428.43.4760 

VPräsOLG Dr. Christensen, Guido 
Hanseatisches Oberlandesgericht 

Tel.: 428.43.2002 
Geschäftsstelle: 428.43.2004 

StA’in Dr. Diettrich, Stefanie 
Staatsanwaltschaft Hamburg, Abt. 60 

Tel.: 428.43.1709 
Geschäftsstelle: 428.43.3659 

RiFG Dr. Fu, Reiner 
Finanzgericht Hamburg 

Tel.: 428.43.7741 
Geschäftsstelle: 428.43.7733 

RiAG Dr. Hewicker, Johannes 
Amtsgericht Hamburg, Abt. 62 

Tel.: 428.43.4133 

StA Dr. Hombrecher, Lars 
Behörde für Justiz und Gleichstellung 
Strafvollzugsamt, Abt. V 3 

Tel.: 428.43.1828 

Ri’inAG Dr. Kauffmann, Julia 
Amtsgericht Hamburg, Abt. 5 
2. Vorsitzende von Kultur & Justiz

Tel.: 428.43.2766 
Geschäftsstelle: 428.43.4735 

RiLSozG a.D. Kopp, Jürgen 
für die Bereiche Besoldung und Pensio-
näre 

Geschäftsstelle: (040) 40 13 81 75 

RiAG Dr. Lanzius, Tim 
Amtsgericht Hamburg-St.Georg, Abt. 912 
MHR + Hamb. Administrator des DRB-
Forums 

Tel.: 428.43.7328 
Geschäftsstelle: 428.43.7302 
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StA Schulze, Sven 
Staatsanwaltschaft Hamburg, Abt. 60 

Tel.:   428.43.4372 

Ri’inLG Dr. Sperschneider, Miriam 
– Kassenwartin –
Landgericht Hamburg, GS 22

Tel.: 428.43.1889 
Geschäftsstelle: 428.43.2205 

RiArbG Dr. Stelljes, Volker 
Arbeitsgericht Hamburg, Kammer 19 

Tel.: 428.63.5823 
Geschäftsstelle: 42863.5654 

RiLG Wenske, Marc 
Hans. Oberlandesgericht, 1. Strafsenat 

Tel.: 428.43.1663 
Geschäftsstelle: 428.43.1660 

Ri’inLG Dr. Wiese, Katja 
Landgericht Hamburg, GS 24 

Tel.: 428.43.3445 
Geschäftsstelle: 428.43.4194 

Vertreter der jüngeren Richter und Staatsanwälte 

StA’in Gutacker, Anna 
Staatsanwaltschaft Hamburg, Abt. 34 

Tel.: 428.43.1687 
Geschäftsstelle: 428.43.4687 

Ri’in Köhler, Christine 
Sozialgericht Hamburg 

Tel.: 428.43.5705 
Geschäftsstelle: 428.43.5729 

Ri Dr. Neurauter, Sebastian 
Amtsgericht Hamburg, Abt. 25 a 

Tel.: 428.43.4134 
Geschäftsstelle: 428.43.3937 

Ri’in Wöhler, Isabel 
Landgericht Hamburg, GS 20 / ZK 33 

Tel.: 428.43.7048 / 2589 
Geschäftsstelle: 428.43.7020 / 
428.43.4654 

Vertreter in anderen Gremien 

Ri’inFG Kreth, Elisabeth 
Finanzgericht Hamburg  
Mitglied des Präsidiums des DRB 

Tel.: 428.43.7750 

RiLG Wenske, Marc 
Hans. Oberlandesgericht, 1. Strafsenat 
Mitglied der Großen Strafrechtskommission 
des DRB 

Tel: 428.43.1663 

RiOLG Dr. Beckedorf, Ingo 
Europäisches Patentamt München 
Mitglied der Europarechtskommission des DRB 

Tel.: (089) 23 99 31 21 

RiLG 
- Ehrenmitglied -

Hirth, Wolfgang 
Landgericht Hamburg, ZK 22 
Homepage-Betreuer 

Tel.: 428.43. 2243 

RiAG Dr. Herchen, Axel 
Amtsgericht Hamburg, Abt. 19 
Organisation des Juristenballs 

Tel.: 428.43.2166 

Geschäftsstelle 

Christiane Hamann Hamburgischer Richterverein e.V. 
Sievekingplatz 1, 20355 Hamburg, 
Zi. B 235, Postfach: Zi. B 028 Ziviljustizgebäude 
geschaeftsstelle@richterverein.de  

Tel.: (040) 40 13 81 75 
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Aus der Mitgliedschaft 

Wir begrüßen als neue Mitglieder: 

RiAG Thorsten Held 
(01.11.2013) 

Ri Dr. Alexander 
Szodruch-Arnold 
(01.12.2013) 

ab Januar 2014: 
Ri Niels Lange 
Ri Sebastian Neurauter 
RiFG Dr. Frank Schindler 
RiArbG Dr. Holger Grote 
RiAG Dr. Uwe Grohmann 
RiAG Georg Paschke 
Ri Ingo Bahrenberg 
Ri Friedrich Schneider 
Ri’in Marieke von Urban 

In den Ruhestand getreten sind: 
VizePräs’inLSG Lea Hämäläinen 

am 01.10.2013 
RiOLG Henning Huusmann 

am 01.01.2014 
RiAG Jürgen Brick 

am 01.02.2014 
Ri’inAG Marina Augner 

am 01.02.2014 
VPräs’inLG Dr. Renate Rheineck 

am 01.03.2014 
RiOLG Michael Stephani 

01.05.2014 
VRiLG Bernd Peters 

am 01.06.2014 
RiAG Joachim Welge 

am 01.07.2014 

Gestorben sind: 
RiAG a.D. Jürgen Danschke 

am   19.09.2013 
geb. 17.08.1928 

VRiLG a.D. Adalbert Frisch 
am   30.12.2013 
geb. 21.02.1924 

Red.

Jubiläen 

Wir sagen Dank für 

40 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Eintritt: 

Wolfgang Göhlich 01.05.1974 
Burkhard Ruhe 01.07.1974 

35 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Margret Köllner 20.06.1979 
Werner Kuhr 01.07.1979 
Holger Randel 01.07.1979 
Dr. Claus Schröder 01.07.1979 
Dr. Walter Kauffmann 01.08.1979 
Bärbel Pfundt 01.08.1979 

25 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Ulf Becker 01.05.1989 
Dr. Rolf Gestefeld 01.06.1989 
Hans-Dierich Rzadtki 01.07.1989 

20 Jahre Vereinsmitgliedschaft: 
Birga Betz 01.06.1994 
Niels Focken 01.06.1994 
Thomas Semprich 01.06.1994 
Martin Rothe 01.07.1994 

Red. 

Redaktionsschluss 
für MHR 3/2014: 
15. August 2014
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Internationale Justiz-Schlagzeilen 
aus unser Homepage-Rubrik „Justizpresse“ 

(dort Links auf den Volltext) 

Guatemala: Richter am obersten Gerichtshof 
stirbt durch Kopfschuss (Die Zeit 3.3.14) 

Serbien: 74 % der Richter und StA'e waren 
Beeinflussungsversuchen ausgesetzt (tt 14.3.14) 

Frankreich: Abgehört, dass der damalige 
Präsident Sarkozy versucht habe, über einen 
Mittels-Richter Einfluss auf seinen Beru-
fungsfall durch Postenversprechung zu neh-
men (Welt 19.3.14) 

Türkisches Verfassungsgericht erklärt Justiz-
reform für verfassungswidrig (DW 11.4.14) 

Türkei: Verfassungsgerichtspräsident kriti-
siert Einflussnahme der Regierung (tagesschau

25.4.14)

Ukraine: Separatisten stürmen Staatsanwalt-
schaft in Donezk (focus 1.5.14) 

Thailand: Verfassungsgericht enthebt Regie-
rung des Amtes (MoPoBln 8.5.14) 

Spanien: Einschränkung des Weltrechtsprin-
zips erschwert die Verfolgung internationalen 
Drogenhandels (NZZ 8.5.14)

EGMR: Entlassung des Präsidenten des 
Obersten Gerichts Ungarns war menschen-
rechtswidrig (Beck 28.5.14) 

(Wolfgang Hirth) 

Veranstaltungen 
Derzeit (01.06.14) hat der Kalender mit den 
Veranstaltungen des Richtervereins (Fett-
druck) und mit ausgewählten Veranstaltun-
gen Dritter folgenden Stand. Nähere Infos 
auf unserer Homepage, wo Sie zudem jede 
einzelne Veranstaltung durch einen Klick in 
Ihr Outlook übernehmen können, so dass Sie 
automatisch erinnert werden. Schauen Sie 
auch zwischen den MHR immer wieder in 
unseren Online-Kalender, weil dauernd neue 
Veranstaltungen hinzukommen, die Sie ver-
passen könnten, wenn Sie erst wieder in den 
nächsten MHR-Kalender schauen. 

14.05.14 -27.6. Ausstellung Kowalski und 
Rumland,  GBH

20.05.14 -... Ausstellung zur Wehrmachtge-
richtsbarkeit (Uni HH) ZB Rechtsfakultät

02.06.14 Prof. Brinkmann: Anfechtung im 
Konzern (Norddt. Insolvenzforum)

Bucerius Law School 18:00 

06.06.14 „Umgang ... mit psychisch kranken 
Menschen“  
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde) 09:00 

08.06.14 Dt. Justizmeisterschaft im Triathlon 
(Org.: Hamburg) Geesthacht 

11.06.14 -12.6. Vernehmungstechniken  
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde) 09:00 

27.06.14 Rechtsschutz bei überlangen Ge-
richtsverfahren 
(Fortbildungsveranstaltung der Justizbehörde) 09:00 

15.09.14 -19.9. Bildungsreise für Richter 
und StA'e nach Lissabon  

(Anmeldung bis 10.2.) 

16.09.14 -19.9. Dt. Juristentag Hannover

24.09.14 EDV-Gerichtstag  Saarbrücken

26.09.14 Podiumsdiskussion: Standort- 
vorteil Justiz, Bucerius Law School 18:00 

31.10.14 -2.11. Richterratschlag Hamburg 

20.11.14 DRB-Bundesvorstandssitzung, Bun-

desvertreterversammlung Hamburg

20.11.14 -22.11. Betreuungsgerichtstag Erkner 

(Wolfgang Hirth) 


